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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 331/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung

DE 24.4.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 104/1 

( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 350 vom 31.12.2007, S. 1.



ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 74,9 
TN 139,0 
TR 104,6 
ZZ 106,2 

0707 00 05 JO 155,5 
MA 55,7 
TR 113,1 
ZZ 108,1 

0709 90 70 JO 220,7 
MA 28,1 
TR 118,6 
ZZ 122,5 

0805 10 20 EG 44,1 
IL 57,0 

MA 46,8 
TN 55,4 
TR 51,6 
US 49,7 
ZZ 50,8 

0805 50 10 TR 61,4 
ZA 76,0 
ZZ 68,7 

0808 10 80 AR 79,3 
BR 76,6 
CL 82,8 
CN 88,6 
MK 22,6 
NZ 114,2 
US 130,7 
UY 63,9 
ZA 82,8 
ZZ 82,4 

0808 20 50 AR 87,5 
CL 90,1 
CN 146,7 
ZA 87,4 
ZZ 102,9 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 332/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche 
und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen­
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Für die Einreihung einiger Erzeugnisse der Position 1905 
der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der Verord­
nung (EWG) Nr. 2658/87 muss unterschieden werden 
zwischen Erzeugnissen der Unterposition 1905 90 20 
und Zubereitungen der Unterposition 1905 90 90. 

(2) Gemäß den Erläuterungen zum Harmonisierten System 
zu Position 1905 Buchstabe B gehört zu dieser Position 
eine Anzahl meist gebackener, im Allgemeinen scheiben- 
oder blattförmiger Waren aus Mehl- oder Stärketeig. 

(3) Für „ähnliche Erzeugnisse“ der Unterposition 1905 90 20 
gibt es keine Definition. 

(4) Bei der Einreihung so genannter „blattförmiger Backwa­
ren“ sind Probleme aufgetreten, da keine eindeutigen Kri­
terien festgelegt wurden, um zwischen Erzeugnissen der 
Unterpositionen 1905 90 20 und 1905 90 90 zu unter­
scheiden. 

(5) Daher empfiehlt es sich, eine zusätzliche Anmerkung zu 
Kapitel 19 hinzuzufügen, aus der hervorgeht, dass nur 
trockene und spröde Erzeugnisse unter Unterposition 
1905 90 20 fallen. 

(6) Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Kapitel 19 der Kombinierten Nomenklatur im Anhang der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 wird folgende zusätzliche An­
merkung angefügt: 

„3. Unter die Unterposition 1905 90 20 fallen nur trockene 
und spröde Erzeugnisse.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

László KOVÁCS 
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 333/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen im Rindfleischsektor 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 letzter Unter­
absatz und Artikel 170, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen in der Gemeinschaft für 
die in Anhang I Teil XV der genannten Verordnung auf­
geführten Erzeugnisse durch eine Erstattung bei der Aus­
fuhr ausgeglichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Rindfleisch­
markt sollten daher die Ausfuhrerstattungen in Überein­
stimmung mit den Regeln und Kriterien gemäß den Arti­
keln 162 bis 164 und 167 bis 170 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 festgesetzt werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Ausfuhrerstattung je nach Zielbe­
stimmung unterschiedlich festgesetzt werden, wenn dies 
die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifischen An­
forderungen bestimmter Märkte erfordern oder aufgrund 
der Verpflichtungen aus den in Übereinstimmung mit 
Artikel 300 des EG-Vertrags geschlossenen Übereinkom­
men notwendig ist. 

(4) Es ist angezeigt, die Gewährung der Erstattungen auf 
Erzeugnisse zu beschränken, die für den freien Verkehr 
in der Gemeinschaft zugelassen sind und die das Genuss­
tauglichkeitskennzeichen gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebens­
mittel tierischen Ursprungs ( 2 ) tragen. Diese Erzeugnisse 
sollten auch den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene ( 3 ) und 
der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit be­
sonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Über­

wachung von zum menschlichen Verzehr bestimmten 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs ( 4 ) entsprechen. 

(5) Gemäß Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1359/2007 der Kommission vom 21. November 
2007 zur Festlegung der Bedingungen für die Gewährung 
von Sondererstattungen bei der Ausfuhr von bestimmten 
Arten von entbeintem Rindfleisch (kodifizierte Fas­
sung) ( 5 ) wird die Sondererstattung entsprechend gekürzt, 
wenn die zur Ausfuhr bestimmte Menge weniger als 
95 %, aber mindestens 85 % des Gesamtgewichts der 
aus der Entbeinung stammenden Teilstücke entspricht. 

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 60/2009 der Kommission ( 6 ) 
sollte daher aufgehoben und durch eine neue Verordnung 
ersetzt werden. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 164 der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 werden für die Erzeugnisse und in Höhe 
der Beträge gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
unter den Bedingungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt. 

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, insbesondere in 
Bezug auf die Zubereitung in einem zugelassenen Betrieb und 
die Einhaltung der Kennzeichnungsanforderungen mit dem Ge­
nusstauglichkeitskennzeichen gemäß Anhang I Abschnitt I Ka­
pitel III der Verordnung (EG) Nr. 854/2004. 

Artikel 2 

Im Fall von Artikel 7 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1359/2007 wird die Erstattung für die Erzeugnisse des 
Codes 0201 30 00 9100 um 7 EUR/100 kg gekürzt. 

Artikel 3 

Die Verordnung (EG) Nr. 60/2009 wird aufgehoben.
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ausfuhrerstattungen im Rindfleischsektor ab 24. April 2009 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0102 10 10 9140 B00 EUR/100 kg Lebendgewicht 25,9 

0102 10 30 9140 B00 EUR/100 kg Lebendgewicht 25,9 

0201 10 00 9110 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 36,6 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 21,5 

0201 10 00 9130 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 48,8 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 28,7 

0201 20 20 9110 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 48,8 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 28,7 

0201 20 30 9110 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 36,6 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 21,5 

0201 20 50 9110 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 61,0 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 35,9 

0201 20 50 9130 ( 1 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 36,6 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 21,5 

0201 30 00 9050 US ( 3 ) EUR/100 kg Nettogewicht 6,5 

CA ( 4 ) EUR/100 kg Nettogewicht 6,5 

0201 30 00 9060 ( 6 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 22,6 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 7,5 

0201 30 00 9100 ( 2 ) ( 6 ) B04 EUR/100 kg Nettogewicht 84,7 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 49,8 

EG EUR/100 kg Nettogewicht 103,4 

0201 30 00 9120 ( 2 ) ( 6 ) B04 EUR/100 kg Nettogewicht 50,8 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 29,9 

EG EUR/100 kg Nettogewicht 62,0 

0202 10 00 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 16,3 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 5,4 

0202 20 30 9000 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 16,3 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 5,4 

0202 20 50 9900 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 16,3 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 5,4 

0202 20 90 9100 B02 EUR/100 kg Nettogewicht 16,3 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 5,4 

0202 30 90 9100 US ( 3 ) EUR/100 kg Nettogewicht 6,5 

CA ( 4 ) EUR/100 kg Nettogewicht 6,5
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0202 30 90 9200 ( 6 ) B02 EUR/100 kg Nettogewicht 22,6 

B03 EUR/100 kg Nettogewicht 7,5 

1602 50 31 9125 ( 5 ) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 23,3 

1602 50 31 9325 ( 5 ) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 20,7 

1602 50 95 9125 ( 5 ) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 23,3 

1602 50 95 9325 ( 5 ) B00 EUR/100 kg Nettogewicht 20,7 

N.B.: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt. 
Die Codes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 
14.12.2006, S. 19) festgelegt. 
Die anderen Bestimmungen sind wie folgt definiert: 
B00: Alle Zielgebiete (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft gleichgestellte Zielgebiete). 
B02: B04 und Bestimmung EG. 
B03: Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo (*), Montenegro, die ehemalige jugoslawische Republik Maze­

donien, Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf (Bestimmungen im Sinne der Artikel 36 und 45 sowie gegebenenfalls des Artikels 44 
der Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11)). 

B04: Türkei, Ukraine, Belarus, die Republik Moldau, die Russische Föderation, Georgien, Armenien, Aserbaidschan, Kasachstan, 
Turkmenistan, Usbekistan, Tadschikistan, Kirgisistan, Marokko, Algerien, Tunesien, Libysch-Arabische Dschamahirija, Libanon, 
die Arabische Republik Syrien, Irak, Iran, Israel, Westjordanland/Gazastreifen, Jordanien, Saudi-Arabien, Kuwait, Bahrain, Katar, 
die Vereinigten Arabischen Emirate, Oman, Jemen, Pakistan, Sri Lanka, Myanmar (ehemals Birma), Thailand, Vietnam, Indone­
sien, Philippinen, China, die Demokratische Volksrepublik Korea, Hongkong, Sudan, Mauretanien, Mali, Burkina Faso, Niger, 
Tschad, Kap Verde, Senegal, Gambia, Guinea-Bissau, Guinea, Sierra Leone, Liberia, Côte d'Ivoire, Ghana, Togo, Benin, Nigeria, 
Kamerun, die Zentralafrikanische Republik, Äquatorialguinea, São Tomé und Príncipe, Gabun, die Republik Kongo, die Demo­
kratische Republik Kongo, Ruanda, Burundi, St. Helena, Angola, Äthiopien, Eritrea, Dschibuti, Somalia, Uganda, Tansania, 
Seychellen, das britische Gebiet im Indischen Ozean, Mosambik, Mauritius, Komoren, Mayotte, Sambia, Malawi, Südafrika, 
Lesotho. 

(*) Im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999. 
( 1 ) Die Zuordnung zu dieser Unterposition ist abhängig von der Vorlage der Bescheinigung gemäß dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 

433/2007 der Kommission (ABl. L 104 vom 21.4.2007, S. 3). 
( 2 ) Die Erstattungen werden in Übereinstimmung mit den Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1359/2007 der Kommission (ABl. L 304 

vom 22.11.2007, S. 21) und gegebenenfalls der Verordnung (EG) Nr. 1741/2006 der Kommission (ABl. L 329 vom 25.11.2006, S. 7) 
festgelegt. 

( 3 ) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1643/2006 der Kommission (ABl. L 308 vom 8.11.2006, S. 7). 
( 4 ) Ausgeführt gemäß den Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1041/2008 der Kommission (ABl. L 281 vom 24.10.2008, S. 3). 
( 5 ) Die Gewährung der Erstattung ist an die Einhaltung der Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 1731/2006 der Kommission gebunden 

(ABl. L 325 vom 24.11.2006, S. 12). 
( 6 ) Der Gehalt an magerem Rindfleisch außer Fett wird anhand des Analyseverfahrens im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 2429/86 der 

Kommission (ABl. L 210 vom 1.8.1986, S. 39) bestimmt. 
Der Begriff „durchschnittlicher Gehalt“ bezieht sich auf die Menge der Probe gemäß der Begriffsbestimmung des Artikels 2 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 765/2002 der Kommission (ABl. L 117 vom 4.5.2002, S. 6). Die Probe wird aus dem Teil der betreffenden Partie 
entnommen, in der das Risiko am höchsten ist.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 334/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung des Ausfuhrerstattungshöchstbetrags für Butter im Rahmen der 
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 der Kommission 
vom 27. Juni 2008 zur Eröffnung einer Dauerausschrei­
bung für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Milcher­
zeugnisse ( 2 ) wurde eine Dauerausschreibung eröffnet. 

(2) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2007 
der Kommission vom 10. Dezember 2007 mit gemein­
samen Regeln zur Einführung eines Ausschreibungsver­
fahrens zur Festsetzung von Ausfuhrerstattungen für be­

stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 3 ) und nach Prü­
fung der im Rahmen der Ausschreibung eingereichten 
Angebote ist es angebracht, für die am 21. April 2009 
endende Angebotsfrist einen Ausfuhrerstattungshöchstbe­
trag festzusetzen. 

(3) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 eröff­
neten Dauerausschreibung wird im Anhang der vorliegenden 
Verordnung für die am 21. April 2009 endende Angebotsfrist 
der Erstattungshöchstbetrag für die Erzeugnisse und die Bestim­
mungen gemäß Artikel 1 Buchstaben a und b sowie Artikel 2 
der oben genannten Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

(EUR/100 kg) 

Erzeugnis Code der Ausfuhrerstattungsnomenklatur 
Ausfuhrerstattungshöchstbetrag bei Ausfuhr nach 

den Bestimmungen gemäß Artikel 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 619/2008 

Butter ex 0405 10 19 9700 60,00 

Butteroil ex 0405 90 10 9000 73,00
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VERORDNUNG (EG) Nr. 335/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung des Ausfuhrerstattungshöchstbetrags für Magermilchpulver im Rahmen der 
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 der Kommission 
vom 27. Juni 2008 zur Eröffnung einer Dauerausschrei­
bung für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Milcher­
zeugnisse ( 2 ) wurde eine Dauerausschreibung eröffnet. 

(2) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1454/2007 
der Kommission vom 10. Dezember 2007 mit gemein­
samen Regeln zur Einführung eines Ausschreibungsver­
fahrens zur Festsetzung von Ausfuhrerstattungen für be­

stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 3 ) und nach Prü­
fung der im Rahmen der Ausschreibung eingereichten 
Angebote ist es angebracht, für die am 21. April 2009 
endende Angebotsfrist einen Ausfuhrerstattungshöchstbe­
trag festzusetzen. 

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 619/2008 eröff­
neten Dauerausschreibung wird für die am 21. April 2009 en­
dende Angebotsfrist der Erstattungshöchstbetrag für das Erzeug­
nis und die Bestimmungen gemäß Artikel 1 Buchstabe c und 
Artikel 2 derselben Verordnung auf 22,00 EUR/100 kg festge­
setzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 336/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Schweinefleisch 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 letzter Unter­
absatz und Artikel 170, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen innerhalb der Gemein­
schaft für die in Anhang I Teil XVII der genannten Ver­
ordnung aufgeführten Erzeugnisse durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Schweinefleisch­
markt sollten die Ausfuhrerstattungen daher in Überein­
stimmung mit den Regeln und Kriterien gemäß den Arti­
keln 162 bis 164 und den Artikeln 167, 169 und 170 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 festgelegt werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Ausfuhrerstattung je nach Zielbe­
stimmung unterschiedlich festgesetzt werden, wenn dies 
die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifischen An­
forderungen bestimmter Märkte erfordern oder wenn dies 
aufgrund der Verpflichtungen aus den in Übereinstim­
mung mit Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Über­
einkommen notwendig ist. 

(4) Erstattungen sollten nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die in der Gemeinschaft zum freien Verkehr zugelassen 
sind und das Genusstauglichkeitskennzeichen gemäß Ar­
tikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 

853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschrif­
ten für Lebensmittel tierischen Ursprungs ( 2 ) tragen. Sol­
che Erzeugnisse sollten auch die Anforderungen der Ver­
ordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebens­
mittelhygiene ( 3 ) und der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amt­
liche Überwachung von zum menschlichen Verzehr be­
stimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs ( 4 ) erfüllen. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 164 der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 werden für die Erzeugnisse und die Beträge 
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung unter den 
Bedingungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt. 

2. Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, insbesondere in 
Bezug auf die Zubereitung in einem zugelassenen Betrieb und 
die Einhaltung der Kennzeichnungsanforderungen mit dem Ge­
nusstauglichkeitskennzeichen gemäß Anhang I Abschnitt I Ka­
pitel III der Verordnung (EG) Nr. 854/2004. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ausfuhrerstattungen im Schweinefleischsektor, anwendbar ab 24. April 2009 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattungen 

0210 11 31 9110 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 11 31 9910 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 19 81 9100 A00 EUR/100 kg 54,20 

0210 19 81 9300 A00 EUR/100 kg 54,20 

1601 00 91 9120 A00 EUR/100 kg 19,50 

1601 00 99 9110 A00 EUR/100 kg 15,20 

1602 41 10 9110 A00 EUR/100 kg 29,00 

1602 41 10 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

1602 42 10 9110 A00 EUR/100 kg 22,80 

1602 42 10 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

1602 49 19 9130 A00 EUR/100 kg 17,10 

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission 
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 337/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin geltenden 
repräsentativen Einfuhrpreise sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 143, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2783/75 des Rates vom 
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Handelsregelung für 
Eieralbumin und Milchalbumin, insbesondere auf Artikel 3 Ab­
satz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommis­
sion ( 2 ) sind Durchführungsbestimmungen zur Regelung 
der zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügel­
fleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt worden. 

(2) Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Anga­
ben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen 

Preise für Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und 
Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die 
repräsentativen Preise für die Einfuhren bestimmter Er­
zeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ur­
sprung abhängigen Preisschwankungen zu ändern sind. 
Daher sind die repräsentativen Preise zu veröffentlichen. 

(3) Angesichts der Marktlage sollte diese Änderung schnellst­
möglich angewendet werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung 
des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

der Verordnung der Kommission vom 23. April 2009 zur Festsetzung der in den Sektoren Geflügelfleisch und 
Eier sowie für Eieralbumin geltenden repräsentativen Einfuhrpreise sowie zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 1484/95 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung Repräsentativer Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit gemäß 
Artikel 3 Absatz 3 

(EUR/100 kg) 
Ursprung ( 1 ) 

0207 12 10 Schlachtkörper von Hühnern, genannt ‚Hüh­
ner 70 v.H.‘, gefroren 

104,3 0 BR 

100,6 0 AR 

0207 12 90 Schlachtkörper von Hühnern, genannt ‚Hüh­
ner 65 v.H.‘, gefroren 

127,8 0 BR 

128,3 0 AR 

0207 14 10 Teile von Hühnern, entbeint, gefroren 215,8 25 BR 

214,5 26 AR 

275,7 7 CL 

0207 14 50 Hühnerbrüste, gefroren 190,3 7 BR 

146,3 20 AR 

0207 14 60 Hühnerschenkel, gefroren 118,8 7 BR 

0207 25 10 Schlachtkörper von Truthühnern, genannt 
‚Truthühner 80 v.H.‘, gefroren 

223,4 0 BR 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, entbeint, gefroren 228,9 20 BR 

237,6 18 CL 

0408 11 80 Eigelb 383,8 0 AR 

0408 91 80 Eier, nicht in der Schale, getrocknet 335,7 0 AR 

1602 32 11 Nicht gegarte Zubereitungen von Hühnern 250,0 11 BR 

3502 11 90 Eieralbumin, getrocknet 563,0 0 AR 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
‚ZZ‘ steht für ‚Verschiedenes‘.“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 338/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Eier 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 letzter Unter­
absatz und Artikel 170, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen in der Gemeinschaft für 
die in Anhang I Teil XIX derselben Verordnung genann­
ten Erzeugnisse durch eine Erstattung bei der Ausfuhr 
ausgeglichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Eiermarkt müs­
sen die Ausfuhrerstattungen in Übereinstimmung mit den 
Regeln und Kriterien der Artikel 162 bis 164, 167, 169 
und 170 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 festgesetzt 
werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Erstattung je nach Zielbestimmung 
unterschiedlich festgesetzt werden, wenn dies die Lage 
auf dem Weltmarkt oder die spezifischen Anforderungen 
bestimmter Märkte erfordern oder aufgrund der Ver­
pflichtungen aus den in Übereinstimmung mit Arti­
kel 300 des Vertrags geschlossenen Übereinkommen not­
wendig ist. 

(4) Erstattungen dürfen nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die in der Gemeinschaft zum freien Verkehr zugelassen 

sind und die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 
852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene ( 2 ) und 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spe­
zifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen 
Ursprungs ( 3 ) sowie die Kennzeichnungsvorschriften ge­
mäß Anhang XIV Buchstabe A der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 erfüllen. 

(5) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Erzeugnisse, für die Ausfuhrerstattungen gemäß Arti­
kel 164 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 unter den Bedin­
gungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt werden, und die 
diesbezüglichen Erstattungsbeträge sind im Anhang der vorlie­
genden Verordnung aufgeführt. 

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, insbesondere die 
Zubereitung in einem zugelassenen Betrieb und die Einhaltung 
der Kennzeichnungsanforderungen gemäß Anhang II Abschnitt 
I der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 sowie derjenigen gemäß 
Anhang XIV Buchstabe A der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Ausfuhrerstattungen auf dem Eiersektor, anwendbar ab 24. April 2009 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0407 00 11 9000 A02 EUR/100 Stück 0,39 

0407 00 19 9000 A02 EUR/100 Stück 0,20 

0407 00 30 9000 E09 EUR/100 kg 0,00 

E10 EUR/100 kg 16,00 

E19 EUR/100 kg 0,00 

0408 11 80 9100 A03 EUR/100 kg 37,65 

0408 19 81 9100 A03 EUR/100 kg 18,90 

0408 19 89 9100 A03 EUR/100 kg 18,90 

0408 91 80 9100 A03 EUR/100 kg 23,85 

0408 99 80 9100 A03 EUR/100 kg 6,00 

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission 
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt. 
Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert: 
E09 Kuweit, Bahrein, Oman, Katar, Vereinigte Arabische Emirate, Jemen, Hongkong SAR, Russland und die Türkei. 
E10 Südkorea, Japan, Malaysia, Thailand, Taiwan und die Philippinen. 
E19 Alle Bestimmungen, mit Ausnahme der Schweiz und der unter E09 und E10 genannten Bestimmungen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 339/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Geflügelfleisch 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2 letzter Unter­
absatz und Artikel 170, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann der Unterschied zwischen den Welt­
marktpreisen und den Preisen in der Gemeinschaft für 
die in Anhang I Teil XX derselben Verordnung genannten 
Erzeugnisse durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausge­
glichen werden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Geflügelfleisch­
markt müssen die Ausfuhrerstattungen in Übereinstim­
mung mit den Regeln und Kriterien der Artikel 162 bis 
164, 167, 169 und 170 der Verordnung (EW) Nr. 
1234/2007 festgesetzt werden. 

(3) Gemäß Artikel 164 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 kann die Erstattung je nach Zielbestimmung 
unterschiedlich festgesetzt werden, wenn dies die Lage 
auf dem Weltmarkt oder die spezifischen Anforderungen 
bestimmter Märkte erfordern oder aufgrund der Ver­
pflichtungen aus den in Übereinstimmung mit Arti­
kel 300 des Vertrags geschlossenen Übereinkommen not­
wendig ist. 

(4) Erstattungen dürfen nur für Erzeugnisse gewährt werden, 
die in der Gemeinschaft zum freien Verkehr zugelassen 
sind und das Identitätskennzeichen gemäß Artikel 5 Ab­
satz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebens­
mittel tierischen Ursprungs ( 2 ) tragen. Solche Erzeugnisse 
müssen auch die Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene ( 3 ) er­
füllen. 

(5) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Erzeugnisse, für die Ausfuhrerstattungen gemäß Arti­
kel 164 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 unter den Bedin­
gungen von Absatz 2 dieses Artikels gewährt werden, und die 
diesbezüglichen Erstattungsbeträge sind im Anhang der vorlie­
genden Verordnung aufgeführt. 

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs­
sen die einschlägigen Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 
852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 erfüllen, insbesondere die 
Zubereitung in einem zugelassenen Betrieb und die Einhaltung 
der Identitätskennzeichnungsanforderungen gemäß Anhang II 
Abschnitt I der Verordnung (EG) Nr. 853/2004. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung

DE 24.4.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 104/17 

( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 

( 2 ) ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 55. 
( 3 ) ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 1. Berichtigt im ABl. L 226 vom 

25.6.2004, S. 3.



ANHANG 

Ausfuhrerstattungen auf dem Geflügelfleischsektor, gültig ab 24. April 2009 

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag 

0105 11 11 9000 A02 EUR/100 pcs 0,24 
0105 11 19 9000 A02 EUR/100 pcs 0,24 
0105 11 91 9000 A02 EUR/100 pcs 0,24 

0105 11 99 9000 A02 EUR/100 pcs 0,24 

0105 12 00 9000 A02 EUR/100 pcs 0,47 

0105 19 20 9000 A02 EUR/100 pcs 0,47 

0207 12 10 9900 V03 EUR/100 kg 40,00 

0207 12 90 9190 V03 EUR/100 kg 40,00 
0207 12 90 9990 V03 EUR/100 kg 40,00 

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission 
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt. 

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert: 
V03 A24, Angola, Saudi-Arabien, Kuwait, Bahrein, Katar, Oman, Vereinigte Arabische Emirate, Jordanien, Jemen, Libanon, Irak, Iran.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 340/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung des Höchstankaufspreises für Butter für die dritte Einzelausschreibung im Rahmen 
der Ausschreibung nach der Verordnung (EG) Nr. 186/2009 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 in Verbindung mit Arti­
kel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 186/2009 der Kommis­
sion ( 2 ) wurde in Übereinstimmung mit den Bedingungen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 105/2008 der Kommis­
sion vom 5. Februar 2008 mit Durchführungsvorschrif­
ten zur Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates hin­
sichtlich der Interventionen auf dem Markt für Butter ( 3 ) 
eine Ausschreibung zum Zweck des Ankaufs von Butter 
für den Zeitraum bis zum 31. August 2009 eröffnet. 

(2) Gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
105/2008 setzt die Kommission unter Berücksichtigung 

der für jede Einzelausschreibung erhaltenen Angebote ei­
nen Höchstankaufspreis fest, oder es wird beschlossen, 
die Ausschreibung zurückzuziehen. 

(3) Unter Berücksichtigung der für die dritte Einzelausschrei­
bung erhaltenen Angebote sollte ein Höchstankaufspreis 
festgesetzt werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung nach der Verordnung 
(EG) Nr. 186/2009 durchgeführte dritte Einzelausschreibung, für 
die die Frist zur Einreichung der Angebote am 21. April 2009 
abgelaufen ist, wird der Höchstankaufspreis für Butter auf 
220,00 EUR/100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 341/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung des Höchstankaufspreises für Magermilchpulver für die erste Einzelausschreibung 
im Rahmen der Ausschreibung nach der Verordnung (EG) Nr. 310/2009 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 in Verbindung mit Arti­
kel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In Übereinstimmung mit den Bedingungen gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 214/2001 vom 12. Januar 2001 
mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1255/1999 des Rates hinsichtlich der Interventionen 
auf dem Markt für Magermilchpulver ( 2 ) wurde mit der 
Verordnung (EG) Nr. 310/2009 der Kommission ( 3 ) eine 
Ausschreibung zum Zweck des Ankaufs von Magermilch­
pulver für den Zeitraum bis zum 31. August 2009 er­
öffnet. 

(2) Gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 214/2001 
setzt die Kommission unter Berücksichtigung der für jede 

Einzelausschreibung erhaltenen Angebote einen Höchst­
ankaufspreis fest, oder es wird beschlossen, die Aus­
schreibung zurückzuziehen. 

(3) Unter Berücksichtigung der für die erste Einzelausschrei­
bung erhaltenen Angebote sollte ein Höchstankaufspreis 
festgesetzt werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die im Rahmen der Ausschreibung nach der Verordnung 
(EG) Nr. 310/2009 durchgeführte erste Einzelausschreibung, für 
die die Frist zur Einreichung der Angebote am 21. April 2009 
abgelaufen ist, wird der Höchstankaufspreis für Magermilchpul­
ver auf 168,90 EUR/100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 342/2009 DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von Eiern und Eigelb in Form von nicht unter 
Anhang I des Vertrags fallenden Waren 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 164 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 162 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 kann der Unterschied zwi­
schen den Preisen im internationalen Handel für die in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe s und Teil XIX von Anhang 
I der genannten Verordnung genannten Erzeugnisse und 
den Preisen in der Gemeinschaft durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, wenn diese Erzeug­
nisse in Form von Waren, die in Teil V von im Anhang 
XX dieser Verordnung verzeichnet sind, ausgeführt wer­
den. 

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der Kommission 
vom 30. Juni 2005 zur Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewäh­
rung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Fest­
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirt­
schaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter 
Anhang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt 
werden ( 2 ), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein 
Erstattungssatz bei der Ausfuhr in Form von in Teil V 
von Anhang XX der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
aufgeführten Waren festgesetzt werden muss. 

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1043/2005 ist der Erstattungssatz für je 100 kg 
der erwähnten Grunderzeugnisse für einen Zeitraum fest­
zusetzen, der gleich dem Zeitraum für die Festsetzung der 
Erstattung für die gleichen Erzeugnisse ist, die in unver­
arbeitetem Zustand ausgeführt werden. 

(4) Gemäß Artikel 11 des im Rahmen der multilateralen 
Verhandlungen der Uruguay-Runde abgeschlossenen 
Landwirtschaftsübereinkommens darf die bei der Ausfuhr 
eines in einer Ware enthaltenen Erzeugnisses gewährte 
Erstattung die Erstattung für das in unverarbeitetem Zu­
stand ausgeführte Erzeugnis nicht übersteigen. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1043/2005 und in Artikel 1 Absatz 1 Buch­
stabe s der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aufgeführten Grun­
derzeugnisse, die in Form von in Teil V von Anhang XX der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 genannten Waren ausgeführt 
werden, werden im Anhang dieser Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 24. April 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Heinz ZOUREK 
Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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ANHANG 

Bei der Ausfuhr von Eiern und Eigelb in Form von nicht unter Anhang I des Vertrages fallenden Waren ab dem 
24. April 2009 geltende Erstattungssätze 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Warenbezeichnung Bestimmung ( 1 ) Erstattungssätze 

0407 00 Vogeleier in der Schale, frisch, haltbar gemacht oder gekocht: 

– von Hausgeflügel: 

0407 00 30 – – andere: 

a) bei Ausfuhr von Eieralbumin der KN-Codes 
3502 11 90 und 3502 19 90 

02 0,00 

03 16,00 

04 0,00 

b) bei Ausfuhr anderer Waren 01 0,00 

0408 Vogeleier, nicht in der Schale, und Eigelb, frisch, getrocknet, 
in Wasser oder Dampf gekocht, geformt, gefroren oder anders 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln: 

– Eigelb: 

0408 11 – – getrocknet: 

ex 0408 11 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 37,65 

0408 19 – – anderes: 

– – – genießbar: 

ex 0408 19 81 – – – – flüssig: 

ungesüßt 01 18,90 

ex 0408 19 89 – – – – gefroren: 

ungesüßt 01 18,90 

– andere: 

0408 91 – – getrocknet: 

ex 0408 91 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 23,85 

0408 99 – – andere: 

ex 0408 99 80 – – – genießbar: 

ungesüßt 01 6,00 

( 1 ) Folgende Bestimmungsländer sind vorgesehen: 
01 Drittländer. In Bezug auf die Schweiz und Liechtenstein gelten diese Erstattungssätze nicht für in den Tabellen I und II des 

Protokolls Nr. 2 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 
22. Juli 1972 aufgeführte Waren; 

02 Kuwait, Bahrain, Oman, Katar, die Vereinigten Arabischen Emirate, Jemen, die Türkei, Hongkong SAR und Russland; 
03 Südkorea, Japan, Malaysia, Thailand, Taiwan und die Philippinen; 
04 alle Bestimmungsländer mit Ausnahme der Schweiz und der unter 02 und 03 genannten Bestimmungsländer.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE DER KOMMISSION 2009/37/EG 

vom 23. April 2009 

zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates zwecks Aufnahme der Wirkstoffe Chlormequat, 
Kupferverbindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron und Zeta-Cypermethrin 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 der Kommis­
sion ( 2 ) und (EG) Nr. 1490/2002 der Kommission ( 3 ) 
werden die Durchführungsbestimmungen für die dritte 
Stufe des Arbeitsprogramms gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie 91/414/EWG sowie die Liste der Wirk­
stoffe festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Auf­
nahme in Anhang I dieser Richtlinie bewertet werden 
sollen. Diese Liste enthält Chlormequat, Kupferverbindun­
gen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron und 
Zeta-Cypermethrin. 

(2) Die Auswirkungen dieser Wirkstoffe auf die menschliche 
Gesundheit und auf die Umwelt wurden gemäß den Be­
stimmungen der Verordnungen (EG) Nr. 451/2000 und 
(EG) Nr. 1490/2002 für mehrere von den Antragstellern 
vorgeschlagene Verwendungen geprüft. Darüber hinaus 
werden in den genannten Verordnungen die berichters­
tattenden Mitgliedstaaten bestimmt, die der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) gemäß Arti­
kel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1490/2002 
die jeweiligen Bewertungsberichte und Empfehlungen 
übermitteln. Für Chlormequat und Teflubenzuron war 
das Vereinigte Königreich berichterstattender Mitglied­
staat, und alle relevanten Informationen wurden am 
27. April bzw. am 6. August 2007 übermittelt. Für Kup­
ferverbindungen war Frankreich berichterstattender Mit­
gliedstaat, und alle relevanten Informationen wurden am 
7. Juni 2007 übermittelt. Für Propaquizafop war Italien 
berichterstattender Mitgliedstaat, und alle relevanten In­

formationen wurden am 22. September 2005 übermit­
telt. Für Quizalofop-P war Finnland berichterstattender 
Mitgliedstaat, und alle relevanten Informationen wurden 
am 1. Februar (Variante Quizalofop-P-ethyl) bzw. am 
2. Mai 2007 (Variante Quizalofop-P-tefuryl) übermittelt. 
Für Zeta-Cypermethrin war Belgien berichterstattender 
Mitgliedstaat, und alle relevanten Informationen wurden 
am 10. Juli 2006 übermittelt. 

(3) Die Bewertungsberichte wurden von den jeweils anderen 
Mitgliedstaaten und der EFSA einem Peer-Review unter­
zogen und der Kommission in Form wissenschaftlicher 
Berichte der EFSA ( 4 ) vorgelegt, und zwar am 29. Septem­
ber 2008 für Chlormequat und Teflubenzuron, am 
30. September 2008 für Kupferverbindungen und Zeta- 
Cypermethrin sowie am 26. November 2008 für Propa­
quizafop und Quizalofop-P. Diese wissenschaftlichen Be­
richte wurden von den Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die Le­
bensmittelkette und Tiergesundheit geprüft und am 23. Ja­
nuar 2009 in Form der Beurteilungsberichte der Kom­
mission für Chlormequat, Kupferverbindungen, Propaqui­
zafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron und Zeta-Cyper­
methrin abgeschlossen. 

(4) Die verschiedenen Prüfungen haben ergeben, dass davon 
ausgegangen werden kann, dass Chlormequat, Kupferver­
bindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron 
und Zeta-Cypermethrin enthaltende Pflanzenschutzmittel 
im Allgemeinen die Anforderungen gemäß Artikel 5 Ab­
satz 1 Buchstaben a und b der Richtlinie 91/414/EWG
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erfüllen, insbesondere hinsichtlich der geprüften und in 
den Beurteilungsberichten der Kommission genannten 
Verwendungen. Um sicherzustellen, dass Zulassungen 
für Pflanzenschutzmittel mit diesen Wirkstoffen in allen 
Mitgliedstaaten gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
91/414/EWG erteilt werden können, sollten diese Wirk­
stoffe daher in Anhang I dieser Richtlinie aufgenommen 
werden. 

(5) Unbeschadet dieser Schlussfolgerung ist es angezeigt, wei­
tere Informationen zu bestimmten Aspekten einzuholen. 
Nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG 
kann die Aufnahme eines Stoffs in Anhang I an Bedin­
gungen geknüpft sein. Im Hinblick auf Chlormequat 
sollte der Antragsteller daher aufgefordert werden, wei­
tere Informationen über Verbleib und Verhalten (Adsorp­
tionsstudien bei 20 °C, Neuberechnung der voraussicht­
lichen Konzentrationen im Grundwasser, im Oberflä­
chenwasser und im Sediment), die Methoden zur Über­
wachung der Bestimmung des Stoffs in tierischen Erzeug­
nissen bzw. im Wasser sowie die Risiken für Wasseror­
ganismen, Vögel und Säugetiere zu übermitteln. In Bezug 
auf Kupferverbindungen sollte der Antragsteller aufgefor­
dert werden, weitere Informationen über das Inhalations­
risiko und die Risikobewertung für nicht zur Zielgruppe 
gehörende Organismen sowie Böden und Gewässer zu 
übermitteln. Im Falle von Propaquizafop ist es darüber 
hinaus angezeigt, den Antragsteller aufzufordern, Infor­
mationen über die maßgebliche Verunreinigung Ro 41- 
5259 sowie das Risiko für Wasserorganismen und nicht 
zur Zielgruppe gehörende Arthropoden zu übermitteln. 
Im Hinblick auf Quizalofop-P ist es ferner sinnvoll, vom 
Antragsteller weitere Informationen über das Risiko für 
nicht zur Zielgruppe gehörende Arthropoden zu verlan­
gen. In Bezug auf Zeta-Cypermethrin schließlich emp­
fiehlt es sich, vom Antragsteller weitere Informationen 
über Verbleib und Verhalten (aerober Abbau im Boden) 
sowie das (Langzeit-)Risiko für Vögel, Wasserorganismen 
und nicht zur Zielgruppe gehörende Arthropoden zu ver­
langen. 

(6) Zu den Kupferverbindungen ist ferner festzuhalten, dass 
Kupfer in der Natur vorkommt und einen essentiellen 
Mikronährstoff darstellt. Kupfer reichert sich im Boden 
an, und der Kupfergehalt im Boden wird durch die Aus­
bringung von Pflanzenschutzmitteln wie auch durch die 
Tierhaltung und die Ausbringung von Dung beeinflusst. 
Daher müssen die Mitgliedstaaten Programme zur Über­
wachung gefährdeter Gebiete einführen, in denen die 
Kontamination des Bodens mit Kupfer Anlass zur Besorg­
nis gibt, damit sie gegebenenfalls Beschränkungen erlas­
sen können, z. B. hinsichtlich der zulässigen Aufwand­
mengen. 

(7) Nach Artikel 5 Absatz 4 und Artikel 6 Absatz 1 der 
Richtlinie 91/414/EWG kann die Aufnahme eines Wirks­
toffs in Anhang I an bestimmte Beschränkungen ge­
knüpft sein. Für Kupferverbindungen wurden in der Ri­
sikobewertung ökotoxikologische Bedenken aufgeführt, 
so dass eine zeitliche Beschränkung für ihre Aufnahme 
angezeigt ist, damit die Mitgliedstaaten bereits im Handel 
befindliche kupferhaltige Pflanzenschutzmittel nach kürz­
erer Zeit überprüfen können. Darüber hinaus unterliegen 
Kupferverbindungen derzeit der Beurteilung im Rahmen 

der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbrin­
gen von Biozid-Produkten ( 1 ) sowie der Bewertung im 
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 2 ) zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe (REACH). Wie bei allen in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG aufgeführten Stoffen könnte der Status von 
Kupferverbindungen gemäß Artikel 5 Absatz 5 dieser 
Richtlinie angesichts neuer Erkenntnisse überprüft wer­
den. 

(8) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I ist eine 
angemessene Frist einzuräumen, damit sich die Mitglied­
staaten und die Betroffenen auf die sich daraus ergeb­
enden neuen Anforderungen vorbereiten können. 

(9) Unbeschadet der in der Richtlinie 91/414/EWG festge­
legten Verpflichtungen, die sich aus der Aufnahme eines 
Wirkstoffs in Anhang I ergeben, sollte den Mitgliedstaa­
ten nach der Aufnahme ein Zeitraum von sechs Monaten 
eingeräumt werden, damit sie die geltenden Zulassungen 
für Chlormequat, Kupferverbindungen, Propaquizafop, 
Quizalofop-P, Teflubenzuron und Zeta-Cypermethrin ent­
haltende Pflanzenschutzmittel überprüfen und somit ge­
währleisten können, dass die in der Richtlinie 
91/414/EWG, insbesondere in Artikel 13, festgelegten 
Anforderungen sowie die in Anhang I enthaltenen Bedin­
gungen erfüllt sind. Die Mitgliedstaaten sollten geltende 
Zulassungen gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
91/414/EWG gegebenenfalls ändern, ersetzen oder wider­
rufen. Abweichend von der oben genannten Frist ist für 
die Übermittlung und Bewertung der vollständigen Un­
terlagen nach Anhang III für jedes Pflanzenschutzmittel 
und jeden vorgesehenen Verwendungszweck gemäß den 
in der Richtlinie 91/414/EWG festgelegten einheitlichen 
Grundsätzen ein längerer Zeitraum vorzusehen. 

(10) Die bisherigen Erfahrungen mit der Aufnahme von im 
Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 der Kom­
mission ( 3 ) bewerteten Wirkstoffen in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG haben gezeigt, dass bei der Aus­
legung der Pflichten von Inhabern geltender Zulassungen 
Probleme hinsichtlich des Datenzugangs auftreten kön­
nen. Um weitere Schwierigkeiten zu vermeiden, erscheint 
es daher angebracht, die Pflichten der Mitgliedstaaten zu 
erläutern, insbesondere die Pflicht, sich zu vergewissern, 
dass der Zulassungsinhaber den Zugang zu Unterlagen 
nachweisen kann, die den Anforderungen des Anhangs 
II der genannten Richtlinie entsprechen. Diese Erläute­
rung hat jedoch nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten 
oder den Zulassungsinhabern neue Pflichten gegenüber 
den bis dato angenommenen Richtlinien zur Änderung 
des Anhangs I auferlegt werden. 

(11) Es ist daher angebracht, die Richtlinie 91/414/EWG ent­
sprechend zu ändern.
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(12) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG wird gemäß dem Anhang 
der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spätestens 
31. Mai 2010 die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der 
Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Rechtsvorschrif­
ten mit und fügen eine Tabelle der Entsprechungen zwischen 
der Richtlinie und diesen innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab 1. Juni 2010 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Einzelheiten 
dieser Bezugnahme regeln die Mitgliedstaaten. 

Artikel 3 

(1) Gemäß der Richtlinie 91/414/EWG ändern oder wider­
rufen die Mitgliedstaaten erforderlichenfalls bis 31. Mai 2010 
geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Chlorme­
quat, Kupferverbindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflu­
benzuron oder Zeta-Cypermethrin als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der genannten Richtlinie in Bezug auf Chlor­
mequat, Kupferverbindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Tef­
lubenzuron und Zeta-Cypermethrin erfüllt sind, mit Ausnahme 
der Bedingungen in Teil B des jeweiligen Eintrags für die ein­
zelnen Wirkstoffe, und ob der Zulassungsinhaber Unterlagen 
besitzt, die gemäß Artikel 13 der genannten Richtlinie den 
Anforderungen ihres Anhangs II entsprechen, bzw. ob er Zu­
gang zu solchen Unterlagen hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Chlormequat, 
Kupferverbindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzu­
ron oder Zeta-Cypermethrin als einzigen Wirkstoff oder als 

einen von mehreren Wirkstoffen enthält, wobei diese Wirkstoffe 
sämtlich spätestens am 30. November 2009 in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG aufgeführt waren, einer Neubewertung 
nach den einheitlichen Grundsätzen gemäß Anhang VI dieser 
Richtlinie. Dabei stützen sie sich auf Unterlagen, die den Anfor­
derungen des Anhangs III der genannten Richtlinie genügen, 
und berücksichtigen Teil B des jeweiligen, in Anhang I der ge­
nannten Richtlinie enthaltenen Eintrags für Chlormequat, Kup­
ferverbindungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron 
bzw. Zeta-Cypermethrin. Anhand dieser Bewertung entscheiden 
sie, ob das Pflanzenschutzmittel die Bedingungen gemäß Arti­
kel 4 Absatz 1 Buchstaben b, c, d und e der Richtlinie 
91/414/EWG erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Chlormequat, Kupferverbin­
dungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron oder 
Zeta-Cypermethrin als einzigen Wirkstoff, so wird die Zulas­
sung erforderlichenfalls bis spätestens 31. Mai 2014 geändert 
oder widerrufen; bzw. 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Chlormequat, Kupferverbin­
dungen, Propaquizafop, Quizalofop-P, Teflubenzuron oder 
Zeta-Cypermethrin als einen von mehreren Wirkstoffen, so 
wird die Zulassung erforderlichenfalls bis 31. Mai 2014 bzw. 
bis zu dem Datum geändert oder widerrufen, das in der 
Richtlinie bzw. den Richtlinien, durch die der betreffende 
Wirkstoff in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufge­
nommen wurde, für die Änderung bzw. den Widerruf fest­
gelegt ist; es gilt das spätere Datum. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie tritt am 1. Dezember 2009 in Kraft. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG werden am Ende der Tabelle folgende Einträge eingefügt: 

Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

„281 Chlormequat 

CAS-Nr. 7003-89-6 
(Chlormequat) 

CAS-Nr. 999-81-5 
(Chlormequatchlorid) 

CIPAC-Nr. 143 
(Chlormequat) 

CIPAC-Nr. 143.302 
(Chlormequatchlorid 

2-Chlorethyltrimethy­
lammonium (Chlorme­
quat) 

2-Chlorethyltrimethy­
lammoniumchlorid 
(Chlormequatchlorid) 

≥ 636 g/kg 

Verunreinigungen: 

1,2-Dichlorethan: max. 0,1 
g/kg (in der Trockensubstanz 
von Chlormequatchlorid) 

Chlorethen (Vinylchlorid): 
max. 0,0005 g/kg (in der 
Trockensubstanz von 
Chlormequatchlorid) 

1. Dezember 2009 30. November 
2019 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Wachstumsregler für Getreide dürfen zuge­
lassen werden. 

TEIL B 

Bei der Bewertung der Anträge auf Zulassung von Chlormequat 
enthaltenden Pflanzenschutzmitteln für andere Verwendungen als 
zur Behandlung von Roggen und Triticale, insbesondere im Hin­
blick auf die Verbraucherexposition, achten die Mitgliedstaaten be­
sonders auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Kriterien und stellen sicher, dass alle erforderlichen Daten und 
Informationen vorliegen, bevor eine Zulassung erteilt wird. 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Chlormequat und insbe­
sondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten: 

— die Sicherheit der Anwender; sie sorgen dafür, dass die An­
wendungsbedingungen eine angemessene persönliche Schutz­
ausrüstung vorschreiben; 

— den Schutz von Vögeln und Säugetieren 

Die Zulassungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten verlangen die Übermittlung weite­
rer Informationen über Verbleib und Verhalten (Adsorptionsstu­
dien bei 20 °C, Neuberechnung der voraussichtlichen Konzentratio­
nen im Grundwasser, im Oberflächenwasser und im Sediment), die 
Methoden zur Überwachung der Bestimmung des Stoffs in tier­
ischen Erzeugnissen bzw. im Wasser sowie die Risiken für Wasser­
organismen, Vögel und Säugetiere. Sie stellen sicher, dass der An­
tragsteller, auf dessen Betreiben Chlormequat in diesen Anhang 
aufgenommen wurde, der Kommission diese Informationen bis 
spätestens 30. November 2011 übermittelt.

D
E 

L 104/26 
A

m
tsblatt der Europäischen U

nion 
24.4.2009



Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

282 Kupferverbindungen: 1. Dezember 2009 30. November 
2016 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Bakterizid und Fungizid dürfen zugelassen 
werden. 

TEIL B 

Bei der Bewertung der Anträge auf Zulassung von Kupfer enthal­
tenden Pflanzenschutzmitteln für andere Verwendungen als zur 
Behandlung von Gewächshaustomaten achten die Mitgliedstaaten 
besonders auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Kriterien und stellen sicher, dass alle erforderlichen Daten und 
Informationen vorliegen, bevor eine Zulassung erteilt wird. 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Kupferverbindungen 
und insbesondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten: 

— die Spezifikation des gewerbsmäßig hergestellten technischen 
Materials, die zu bestätigen und durch geeignete Analysedaten 
zu belegen ist; das für das Toxizitätsdossier verwendete Ver­
suchsmaterial sollte mit dieser Spezifikation des technischen 
Materials verglichen und entsprechend überprüft werden; 

— die Sicherheit der Anwender und Arbeiter; die Mitgliedstaaten 
sorgen dafür, dass die Anwendungsbedingungen gegebenen­
falls eine angemessene persönliche Schutzausrüstung vor­
schreiben; 

— den Wasserschutz und den Schutz der nicht zur Zielgruppe 
gehörenden Organismen; hinsichtlich der genannten Risiken 
sollten gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegrenzung ge­
troffen werden, wie die Einrichtung von Pufferzonen; 

— die Menge des eingesetzten Wirkstoffs; die Mitgliedstaaten stel­
len sicher, dass die zulässigen Mengen hinsichtlich der Dosie­
rung und der Zahl der Anwendungen nicht über das Mindest­
maß hinausgehen, mit dem sich die gewünschte Wirkung er­
zielen lässt. 

Kupferhydroxid 

CAS-Nr. 20427-59-2 

CIPAC-Nr. 44.305 

Kupfer(II)-hydroxid ≥ 573 g/kg 

Kupferoxychlorid 

CAS-Nr. 1332-65-6 
bzw. 1332-40-7 

CIPAC-Nr. 44.602 

Dikupferchlorid- 
trihydroxid 

≥ 550 g/kg 

Kupferoxid 

CAS-Nr. 1317-39-1 

CIPAC-Nr. 44.603 

Kupferoxid ≥ 820 g/kg 

Kupferkalkbrühe 
(Bordeauxbrühe) 

CAS-Nr. 8011-63-0 

CIPAC-Nr. 44.604 

Entfällt ≥ 245 g/kg 

Dreibasisches Kupfer­
sulfat 

CAS-Nr. 12527-76-3 

CIPAC-Nr. 44.306 

Entfällt ≥ 490 g/kg 

Folgende Unreinheiten sind 
toxikologisch bedenklich 
und dürfen die genannten 
Werte nicht überschreiten: 

Blei: max. 0,0005 g/kg des 
Kupfergehalts 

Cadmium: max. 0,0001 g/kg 
des Kupfergehalts 

Arsen: max. 0,0001 g/kg des 
Kupfergehalts
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Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

Die betroffenen Mitgliedstaaten verlangen Auskünfte, die näheren 
Aufschluss geben über 

— das Inhalationsrisiko; 

— die Risikobewertung für nicht zur Zielgruppe gehörende Or­
ganismen sowie Böden und Gewässer. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller, auf dessen Betreiben Kup­
ferverbindungen in diesen Anhang aufgenommen wurden, der 
Kommission diese Informationen bis spätestens 30. November 
2011 übermittelt. 

Die Mitgliedstaaten führen Programme zur Überwachung gefährde­
ter Gebiete ein, in denen die Kontamination des Bodens mit Kupfer 
Anlass zur Besorgnis gibt, damit sie gegebenenfalls Beschränkun­
gen erlassen können, z. B. hinsichtlich der zulässigen 
Aufwandmengen. 

283 Propaquizafop 

CAS-Nr. 111479-05-1 

CIPAC-Nr. 173 

2-Isopropylidenamino- 
oxyethyl-(R)-2-[4-(6- 
chlorchinoxalin-2- 
yloxy)phenoxy]propionat 

≥ 920 g/kg 

Höchstgehalt an Toluol: 
5 g/kg 

1. Dezember 2009 30. November 
2019 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Herbizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Propaquizafop und ins­
besondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten: 

— die Spezifikation des gewerbsmäßig hergestellten technischen 
Materials, die zu bestätigen und durch geeignete Analysedaten 
zu belegen ist; das für das Toxizitätsdossier verwendete Ver­
suchsmaterial sollte mit dieser Spezifikation des technischen 
Materials verglichen und entsprechend überprüft werden; 

— die Sicherheit der Anwender; die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass die Anwendungsbedingungen eine angemessene persön­
liche Schutzausrüstung vorschreiben;
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Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

— den Schutz von Wasserorganismen und nicht zur Zielgruppe 
gehörenden Pflanzen; die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
die Zulassungsbedingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Risikobegrenzung wie die Einrichtung von Pufferzonen um­
fassen; 

— den Schutz von nicht zur Zielgruppe gehörenden Arthropo­
den; die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Zulassungsbe­
dingungen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegrenzung 
umfassen. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Antragstel­
ler der Kommission Folgendes übermittelt: 

— weitere Informationen über die maßgebliche Verunreinigung 
Ro 41-5259; 

— Informationen, die näheren Aufschluss über das Risiko für 
Wasserorganismen und nicht zur Zielgruppe gehörende Arth­
ropoden geben. 

Sie stellen sicher, dass der Antragsteller der Kommission diese 
Informationen bis 30. November 2011 übermittelt. 

284 Quizalofop-P: 1. Dezember 2009 30. November 
2019 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Herbizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Quizalofop-P und insbe­
sondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten: 

— die Spezifikation des gewerbsmäßig hergestellten technischen 
Materials, die zu bestätigen und durch geeignete Analysedaten 
zu belegen ist; das für das Toxizitätsdossier verwendete Ver­
suchsmaterial sollte mit dieser Spezifikation des technischen 
Materials verglichen und entsprechend überprüft werden; 

Quizalofop-P-ethyl 

CAS-Nr. 100646-51-3 

CIPAC-Nr. 641.202 

Ethyl-(R)-2-[4-(6- 
Chlorchinoxalin-2- 
yloxy)phenoxy 
]propionat 

≥ 950 g/kg 

Quizalofop-P-tefuryl 

CAS-Nr. 119738-06-6 

CIPAC-Nr. 641.226 

(RS)-Tetrahydro- 
Tetrahydrofurfuryl-(R)- 
2-[4-(6- 
Chlorchinoxalin-2– 
yloxy)phenoxy] 
propionat 

≥ 795 g/kg
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Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

— die Sicherheit der Anwender und Arbeiter; die Mitgliedstaaten 
sorgen dafür, dass die Anwendungsbedingungen eine ange­
messene persönliche Schutzausrüstung vorschreiben; 

— den Schutz von nicht zur Zielgruppe gehörenden Pflanzen; die 
Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Zulassungsbedingungen 
gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegrenzung wie die Ein­
richtung von Pufferzonen umfassen. 

Die Zulassungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Antragstel­
ler der Kommission weitere Informationen über das Risiko für 
nicht zur Zielgruppe gehörende Arthropoden übermittelt. 

Sie stellen sicher, dass die Antragsteller der Kommission diese 
Informationen bis 30. November 2011 übermitteln. 

285 Teflubenzuron 

CAS-Nr. 83121-18-0 

CIPAC-Nr. 450 

1-(3,5-Dichlor-2,4-dif­
luorphenyl)-3-(2,6-dif­
luorbenzoyl) 
harnstoff 

≥ 970 g/kg 1. Dezember 2009 30. November 
2019 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Insektizid in Gewächshäusern (auf künst­
lichem Substrat oder in geschlossenen Hydrokultursystemen) dür­
fen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Bewertung der Anträge auf Zulassung von Teflubenzuron 
enthaltenden Pflanzenschutzmitteln für andere Verwendungen als 
zur Behandlung von Gewächshaustomaten achten die Mitgliedstaa­
ten besonders auf die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Kriterien und stellen sicher, dass alle erforderlichen Daten und 
Informationen vorliegen, bevor eine Zulassung erteilt wird. 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Teflubenzuron und ins­
besondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt. 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten:
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Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

— die Sicherheit der Anwender und Arbeiter; sie sorgen dafür, 
dass die Anwendungsbedingungen gegebenenfalls eine ange­
messene persönliche Schutzausrüstung vorschreiben; 

— den Schutz von Wasserorganismen; Freisetzungen im Rahmen 
der Anwendung in Gewächshäusern müssen auf ein Mindest­
maß beschränkt werden und sollten keinesfalls in größeren 
Mengen in umliegende Gewässer gelangen können. 

— den Schutz von Bienen, die nicht in das Gewächshaus gelan­
gen können sollten; 

— den Schutz der in das Gewächshaus eingebrachten Bestäuber­
populationen; 

— die sichere Entsorgung von Kondenswasser, abfließendem 
Wasser und Substrat, um eine Gefährdung der nicht zur Ziel­
gruppe gehörenden Organismen sowie die Kontamination von 
Oberflächen- und Grundwasser auszuschließen. 

Die Zulassungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung. 

286 Zeta-Cypermethrin 

CAS-Nr. 52315-07-8 

CIPAC-Nr. 733 

Stereoisomerenge­
misch (S)-α-Cyano-3- 
phenoxybenzyl 
(1RS,3RS;1RS,3SR)-3- 
(2,2-dichlorvinyl)-2,2 
dimethylcyclopropan­
carboxylat, wobei sich 
das Verhältnis zwi­
schen dem Isomeren­
paar (S);(1RS,3RS) und 
(S);(1RS,3SR) im Be­
reich von 45-55 bzw. 
55-45 bewegen muss 

≥ 850 g/kg 

Verunreinigungen: 

Toluol: max. 2 g/kg 

Teere: max. 12,5 g/kg 

1. Dezember 2009 30. November 
2019 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Insektizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Bewertung der Anträge auf Zulassung von Zeta-Cyper­
methrin enthaltenden Pflanzenschutzmitteln für andere Verwen­
dungen als zur Behandlung von Getreide, insbesondere im Hin­
blick auf die Verbraucherexposition gegenüber 3-Phenoxybenzalde­
hyd, einem Abfallprodukt, das bei der Verarbeitung entstehen 
kann, achten die Mitgliedstaaten besonders auf die in Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b genannten Kriterien und stellen sicher, 
dass alle erforderlichen Daten und Informationen vorliegen, bevor 
eine Zulassung erteilt wird. 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Anhang 
VI werden die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 23. Januar 2009 
abgeschlossenen Beurteilungsberichts über Zeta-Cypermethrin und 
insbesondere dessen Anlagen I und II berücksichtigt.
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Nr. Gebräuchliche Bezeich­
nung, Kennnummern IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Inkrafttreten Befristung der 

Eintragung Sonderbestimmungen 

Bei dieser Gesamtbewertung müssen die Mitgliedstaaten insbeson­
dere auf Folgendes achten: 

— die Sicherheit der Anwender; sie sorgen dafür, dass die An­
wendungsbedingungen gegebenenfalls eine angemessene per­
sönliche Schutzausrüstung vorschreiben; 

— den Schutz von Vögeln, Wasserorganismen, Bienen sowie 
nicht zur Zielgruppe gehörenden Arthropoden und im Boden 
lebenden Makroorganismen. 

Die Zulassungsbedingungen umfassen gegebenenfalls Maßnahmen 
zur Risikobegrenzung. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten verlangen die Übermittlung weite­
rer Informationen über Verbleib und Verhalten (aerober Abbau im 
Boden) sowie das Langzeitrisiko für Vögel, Wasserorganismen und 
nicht zur Zielgruppe gehörende Arthropoden. Sie sorgen dafür, 
dass der Antragsteller, auf dessen Betreiben Zeta-Cypermethrin in 
diesen Anhang aufgenommen wurde, der Kommission diese Infor­
mationen bis spätestens 30. November 2011 übermittelt.“ 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind den betreffenden Beurteilungsberichten zu entnehmen.
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 16. März 2009 

zur Ernennung eines schwedischen Mitglieds und eines schwedischen Stellvertreters im Ausschuss 
der Regionen 

(2009/340/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263, 

auf Vorschlag der schwedischen Regierung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 24. Januar 2006 den Beschluss 
2006/116/EG zur Ernennung der Mitglieder des Aus­
schusses der Regionen und ihrer Stellvertreter für den 
Zeitraum vom 26. Januar 2006 bis zum 25. Januar 
2010 ( 1 ) angenommen. 

(2) Infolge des Ausscheidens von Frau Ann BESKOW ist der 
Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei 
geworden. Infolge der Ernennung von Frau Yoomi REN­
STRÖM zum Mitglied des Ausschusses der Regionen wird 
der Sitz eines Stellvertreters frei — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Ernannt werden jeweils für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis 
zum 25. Januar 2010, 

a) zum Mitglied des Ausschusses der Regionen: 

— Frau Yoomi RENSTRÖM, Ovanåker kommun (Mandatsän­
derung), 

und 

b) zum Stellvertreter im Ausschuss der Regionen: 

— Frau Ewa LINDSTRAND, Ledamot i kommunfullmäktige, 
Timrå kommun. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Geschehen zu Brüssel am 16. März 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
A. VONDRA
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KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 4. Juni 2008 

über eine staatliche Beihilfe C 9/08 (ex NN 8/08, CP 244/07) Deutschlands zugunsten der Sachsen LB 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2008) 2269) 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/341/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab­
satz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß 
den genannten Artikeln ( 1 ) und unter Berücksichtigung ihrer 
Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

(1) Die Sache geht auf ein Auskunftsersuchen zurück, das 
am 21. August 2007 von Amts wegen an Deutschland 
gerichtet wurde. Mit Schreiben vom 21. Januar 2008 
meldete Deutschland die Maßnahmen aus Gründen der 
Rechtssicherheit als „keine Beihilfe“ an und erklärte vor­
sichtshalber, die Maßnahmen müssten in jedem Fall als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungs- bzw. 
Umstrukturierungsbeihilfen angesehen werden. 

(2) Mit Schreiben vom 27. Februar 2008 setzte die Kommis­
sion Deutschland von ihrer Entscheidung in Kenntnis, 
wegen der Maßnahmen das Verfahren nach Artikel 88 
Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. 

(3) Die Entscheidung der Kommission zur Einleitung des 
förmlichen Prüfverfahrens (nachstehend „Einleitungsent­
scheidung“ genannt) wurde im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 2 ) veröffentlicht. Die Kommission forderte die Be­
teiligten auf, zu der Beihilfe Stellung zu nehmen. 

(4) Nach Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens nahm 
Deutschland am 28. März und am 10., 16., 23. und 
30. April 2008 Stellung. Am 16. April 2008 ging die 

Stellungnahme eines Dritten ein. Hierzu äußerte sich 
Deutschland mit Schreiben vom 30. April 2008. 

(5) Eine Reihe von Treffen und regelmäßigen Telefonkonfe­
renzen wurden mit Deutschland, der Begünstigen und 
der Landesbank Baden-Württemberg (nachstehend 
„LBBW“ genannt) abgehalten. 

2. EINLEITUNG 

(6) Die vorliegende Sache geht auf die noch andauernde US- 
amerikanische Subprime-Krise zurück, in deren Sog die 
Landesbank Sachsen Girozentrale (nachstehend „Sachsen 
LB“ genannt) und insbesondere eines ihrer ausserbilan­
ziellen Conduits, Ormond Quay, geriet. 

(7) Ein Conduit, auch Zweckgesellschaft (special purpose vehi­
cle) oder Investmentvehikel (special investment vehicle — 
SIV) genannt, ist eine Gesellschaft (in der Regel eine 
Art Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder in einigen 
Fällen eine Kommanditgesellschaft), die mit ganz spezifi­
schen, eng umrissenen und zeitlich begrenzten Zielen 
gegründet wird, um in der Regel finanzielle Risiken aus­
zugliedern (normalerweise Konkurs, aber manchmal auch 
ein bestimmtes steuerliches oder aufsichtsrechtliches Ri­
siko). Auf SIV wird zurückgegriffen, weil sie bilanzneutral 
sind und von den Banken nicht konsolidiert werden müs­
sen. Auf diese Weise können Banken Kredite zu Sätzen 
finanzieren, die niedriger als ihre eigenen sind (da sie 
selbst an bankaufsichtsrechtliche Liquiditätsquoten ge­
bunden sind). Die Zweckgesellschaft refinanziert Investi­
tionen in forderungsbesicherte Wertpapiere („asset-backed 
securities“, nachstehend „ABS“ genannt), in dem sie Geld 
am Markt für kurzfristige forderungsbesicherte Schuldti­
tel ( 3 ) („Commercial Papers“, nachstehend „CP“ genannt) 
aufnimmt. Etwaige Liquiditätsengpässe der Zweckgesell­
schaften (sollten nicht alle CP verkauft worden sein) wer­
den mit Kreditlinien bei Geschäftsbanken überbrückt. 

(8) Die Sachsen LB finanzierte über die Zweckgesellschaft 
Ormond Quay Investments in ABS, zu denen auch US- 
amerikanische hypothekarisch gesicherte Wertpapiere

DE L 104/34 Amtsblatt der Europäischen Union 24.4.2009 
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( 2 ) Vgl. Fußnote 1. 

( 3 ) Commercial Papers sind kurzfristige unbesicherte Schuldtitel, die von 
Großbanken und Großunternehmen am Geldmarkt begeben werden.



gehörten. Um den Liquiditätsbedarf des Conduits weiter­
hin decken zu können, falls die Geschäftsbanken die 
Kreditlinien kündigen sollten, musste die Sachsen LB 
die Liquidität von Ormond Quay garantieren und beson­
dere Liquiditätsfazilitäten stellen. Für die Übernahme die­
ses Risikos erhielt die Sachsen LB im Gegenzug die er­
wirtschafteten Überschüsse der Zweckgesellschaft in 
Form einer Gebühr. Bei der Finanzierung der langfristigen 
hochrentierlichen ABS-Investments über kurzfristige nied­
rigverzinste CP erzielte Ormond Quay beträchtliche 
Überschüsse. 

(9) Aufgrund der US-amerikanischen Subprime-Krise ver­
schlechterten sich allerdings die Marktbedingungen. Im 
weiteren Verlauf dieser Krise stuften die drei größten 
Rating-Agenturen einen großen Teil der bis dato mit A 
+ bis BB gerateten hypothekarisch besicherten Wertpa­
piere aufgrund der hohen Ausfall- und Zwangsvollstre­
ckungsquoten zum Teil bis auf CCC zurück, was sich 
unverzüglich in einer schlechteren Bewertung der ABS 
niederschlug. In Anbetracht dieses Marktumfelds weiger­
ten sich die Hedgefonds und die institutionellen Investo­
ren, weiterhin in hypothekarisch besicherte CP zu inves­
tieren. Die Zweckgesellschaften waren folglich nicht mehr 
in der Lage, am Markt für kurzfristige forderungsbesi­
cherte CP Geld aufzunehmen. 

(10) Ormond Quay war durch diese Entwicklung finanziell in 
eine erhebliche Schieflage geraten. Zudem hatten die Ge­
schäftsbanken die der Zweckgesellschaft eingeräumten 
Kreditlinien eingestellt, so dass sich Ormond Quay ge­
zwungen sah, die Liquiditätsfazilität der Sachsen LB in 
Anspruch zu nehmen. Als sich Ormond Quay im August 
2007 nicht mehr refinanzieren konnte, lag ihr Liquidi­
tätsbedarf bei bis zu 17,1 Mrd. EUR. Die Sachsen LB 
konnte die von ihr zugesagten Kreditfazilitäten nicht stel­
len. Da Notverkäufe ( 4 ) der Wertpapiere unter derart 
schlechten Marktbedingungen erhebliche Verluste für 
die Sachsen LB bedeuteten und letztendlich zum Konkurs 
der Bank geführt hätten, wurden verschiedene Maßnah­
men ergriffen. 

3. BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN 

3.1. DIE BEGÜNSTIGTE 

(11) Begünstigte ist die Sachsen LB. Anteilseigner der Sachsen 
LB waren der Freistaat Sachsen (rund 37 %) sowie die 
Sachsen-Finanzgruppe (nachstehend „SFG“ genannt, 
rund 63 %), die acht sächsische Sparkassen mit der über­
regional agierenden Sachsen LB unter einem Holding- 
Dach verbindet. An der SFG wiederum sind zu 77,6 % 
sächsische Kommunen und zu 22,4 % der Freistaat Sach­
sen beteiligt. 

(12) Die Sachsen LB hatte 2006 eine Konzernbilanzsumme 
von 67,8 Mrd. EUR und Eigenkapital in Höhe von 880 
Mio. EUR. Die Sachsen LB war die Zentralbank der säch­
sischen Sparkassen. Als Geschäftsbank betrieb die Sach­
sen LB Bankgeschäfte aller Art. Die Sachsen LB Europe 

plc (nachstehend „Sachsen LB Europe“ genannt) war eine 
hundertprozentige Tochtergesellschaft der Sachsen LB mit 
Sitz in Dublin. Als Dienstleister für strukturierte finan­
zielle Investitionen war sie bis Mitte 2007 die Hauptge­
winnquelle der Sachsen LB-Gruppe. 

(13) Für die Sachsen LB galten bis zum 18. Juli 2005 im 
Rahmen der Anstaltslast und der Gewährträgerhaftung 
noch unbeschränkte staatliche Garantien, die dann auf 
der Grundlage einer Reihe von Verständigungen zwischen 
Deutschland und der Kommission abgeschafft wurden. 
Nach der Verständigung I vom 17. Juli 2001 durften 
noch im Zuge des Bestandsschutzes (sogenanntes 
„Grandfathering“) für einen Übergangszeitraum bis zum 
18. Juli 2005 neue Schuldverschreibungen mit einer 
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2015 mit Absicherung 
durch die Gewährträgerhaftung begeben werden ( 5 ). 

(14) Am 26. Oktober 2007 wurde die Rechtsform der Sach­
sen LB von einer Anstalt öffentlichen Rechts in eine 
Aktiengesellschaft umgewandelt. 

(15) Am 26. August 2007 wurde die Sachsen LB mit Wir­
kung vom 1. Januar 2008 an die LBBW verkauft. Nach­
dem die Übernahme durch die LBBW am 7. März 2008 
abgeschlossen war, wurde die Sachsen LB in die LBBW 
integriert. 

3.2. DIE KÄUFERIN DER BEGÜNSTIGTEN 

(16) Die Landesbank des Bundeslandes Baden-Württemberg 
(LBBW) ist sowohl als Universalbank als auch als Ge­
schäftsbank tätig. Zusammen mit der BW-Bank, ihrer 
regionalen Bank für das Privat- und Unternehmenskun­
dengeschäft, bietet sie die gesamte Palette der Bankpro­
dukte an. Die LBBW fungiert als Zentralbank der baden- 
württembergischen Sparkassen. Für die rheinland-pfälz­
ischen Sparkassen nimmt sie diese Funktion zusammen 
mit der Landesbank Rheinland-Pfalz wahr, die sie am 
1. Januar 2005 übernommen hat. 

(17) Das Modell der LBBW, das nun auf Sachsen ausgedehnt 
worden ist, beruht auf lokal verwurzelten Banken, die 
sich auf das KMU- und Privatkundengeschäft konzentrie­
ren (BW-Bank für Baden-Württemberg, RP-Bank für 
Rheinland-Pfalz und nun Sachsen Bank für Sachsen), 
und zentralisierten Aufgaben in Stuttgart, in die auch je 
eine LBBW-Niederlassung in Sachsen und Rheinland-Pfalz 
eingebunden ist. 

3.3. DIE MASSNAHMEN 

(18) Wie in der Einleitungsentscheidung ( 6 ) ausführlich be­
schrieben, geriet die Sachsen LB in den Sog der noch 
andauernden US-amerikanischen Subprime-Krise, insbe­
sondere wegen des bilanzneutralen Conduits Ormond 
Quay, das nicht in der Lage war, sich zu refinanzieren, 
und zur Vermeidung von Notverkäufen einen Liquiditäts­
bedarf von bis zu 17,1 Mrd. EUR hatte.
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3.3.1. DIE LIQUIDITÄTSFAZILITÄT 

(19) Am 19. August 2007 unterzeichnete ein „Bankenpool“, 
bestehend aus zehn deutschen Landesbanken und der 
gemeinsam von den deutschen Landesbanken und dem 
DSGV kontrollierten öffentlich-rechtlichen DekaBank, ei­
nen Poolvertrag, mit dem sich die Poolbanken verpflich­
teten, die von Ormond Quay begebenen CP zu einem 
Gegenwert von bis zu 17,1 Mrd. EUR zu kaufen, wenn 
diese nicht auf dem Markt platziert werden konnten 
(„Ankaufsverpflichtung“). 

(20) Jede Poolbank hätte die entsprechenden CP in eigenem 
Namen und auf eigene Rechnung erworben. Eine gesamt­
schuldnerische Haftung war ausgeschlossen. Die Deka­
Bank übernahm rund […] (*) des CP-Volumens. Der 
Rest wurde von den anderen Banken übernommen, wo­
bei sich die Verteilung nach Größe und Eckdaten der 
einzelnen Landesbanken richtete. Nach den Deutschland 
vorliegenden Informationen hat der Bankenpool bis An­
fang Januar 2008 im Rahmen des Poolvertrags CP in 
Höhe von maximal […] Mrd. EUR gezeichnet. 

(21) Für den Ankauf der CP erhielten die Poolbanken als Ver­
gütung einen festgelegten Referenzzinssatz (EURIBOR 
bzw. LIBOR, je nach Herkunft der zugrunde liegenden 
Assets) plus […] Basispunkte. Die Laufzeit der CP durfte 
einen Monat nicht überschreiten. Der Poolvertrag war auf 
einen Zeitraum von sechs Monaten beschränkt. Die An­
kaufsverpflichtung bestand nur für CP, für die eine Plat­
zierung an andere Investoren als die Poolbanken nicht 
möglich war. 

(22) Während im August 2007 die Nachfrage für durch Hy­
potheken gesicherte CP vollständig eingestellt wurde und 
für solche Investitionen kein funktionierender Markt 
mehr bestand, verbesserte sich der Zustand nach und 
nach. Ab Oktober 2007 kauften einige Investoren (vor 
allem […(Banken, die dem öffentlichen Sektor angehö­
ren)]) auch wieder CP ausserhalb des Poolvertrags und 
der darin vereinbarten Bedingungen, d. h. zu einer Ver­
gütung von weniger als […(50-100)] Basispunkten, so 
dass der Poolvertrag seinen ursprünglichen Zweck verlor. 
Der Poolvertrag endete am 23. Februar 2008. 

3.3.2. DER VERKAUF DER SACHSEN LB 

(23) Die Sachsen LB hatte bereits 2005 damit begonnen, vor 
allem unter den anderen Landesbanken nach einem stra­
tegischen Partner zu suchen ( 7 ). Dank dieser Vorverhand­
lungen kamen die Verhandlungen über den Verkauf der 
Sachsen LB am 23. August 2007 zügig voran, d. h. nur 

eine Woche nach der Unterzeichnung des Poolvertrags, 
als, wie in der Einleitungsentscheidung ausführlich darge­
stellt ( 8 ), die Sachsen LB Verluste in Höhe von 250 Mio. 
EUR verzeichnete. Da die Verluste beim strukturierten 
Finanzportfolio der Sachsen LB zu einem weiteren Ver­
zehr des Eigenkapitals der Sachsen LB geführt hätten, der 
ab einem bestimmten Umfang zur Folge gehabt hätte, 
dass die Einhaltung der bankaufsichtsrechtlichen Vorga­
ben über die Unterlegung des Bankgeschäfts mit Eigen­
mitteln nicht mehr gewährleistet gewesen wäre, mussten 
die Anteilseigner der Sachsen LB eine wirtschaftlich trag­
fähige Lösung finden. Daher wurden Sondierungsgesprä­
che mit Interessenten für einen Erwerb der Sachsen LB 
geführt, auf die intensive Verhandlungen mit mehreren 
interessierten Parteien folgten. 

(24) Den Zuschlag erhielt letztendlich die LBBW, da sie, so 
Deutschland, das wirtschaftlich beste Angebot unterbrei­
tete. Für die LBBW bestand das besondere unternehmer­
ische Interesse darin, durch den Erwerb der Sachsen LB 
ihren Marktauftritt nicht nur in Sachsen, sondern insbe­
sondere auch in Osteuropa erheblich zu erweitern. 

(25) Am 26. August 2007 wurde ein Vertrag („Grundlagen­
vereinbarung“) über den Verkauf der Sachsen LB an die 
LBBW zum 1. Januar 2008 unterzeichnet. Nach dieser 
Grundlagenvereinbarung sollte der Kaufpreis anhand ei­
ner Bewertung durch einen unabhängigen Sachverständi­
gen bestimmt werden, die nach der damals für Ende 
2007 erwarteten Überwindung der Finanzmarktkrise vor­
genommen werden sollte. In der Vereinbarung wurde ein 
Mindestkaufpreis von 300 Mio. EUR in Form von An­
teilen an der LBBW festgelegt. Darüber hinaus wurde für 
den Fall, dass die Kernkapitalquote unter einen bestimm­
ten Schwellenwert fallen sollte, für die LBBW eine An­
passungsklausel in die Vereinbarung aufgenommen. 

(26) Des Weiteren war in der unterzeichneten Grundlagenver­
einbarung vorgesehen, dass die LBBW den Anteilseignern 
der Sachsen LB einen vorweggenommenen Barausgleich 
in Höhe von 250 Mio. EUR zahlt, den diese in die Sach­
sen LB einbringen, um Verluste abzudecken. Diese 
Summe reichte Deutschland zufolge aus, um die bank­
aufsichtsrechtlichen Eigenmittelanforderungen zu erfüllen 
und möglicherweise noch eintretende weitere Verluste 
aufzufangen. 

(27) Zum Zeitpunkt des Verkaufs gingen die Vertragsparteien 
davon aus, dass die Krise bald überstanden sein würde. In 
der Annahme, dass sich die Märkte bis Ende des Jahres 
normalisieren würden, traf die LBBW für das strukturierte 
Investment-Portfolio der Sachsen LB keine besonderen 
Vorkehrungen und wollte das Portfolio übernehmen. Ins­
besondere wurde davon ausgegangen, dass sich die Pro­
bleme von Ormond Quay von selbst lösen würden und 
sich die Zweckgesellschaft dann wieder am Markt refi­
nanzieren können würde.
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(*) Einige Passagen in diesem Text wurden wegen des vertraulichen 
Charakters der Informationen mit Auslassungspunkten in Klammern 
versehen. 

( 7 ) Die Sachsen LB führte mit mehreren Landesbanken, unter anderem 
der WestLB und der LBBW, Gespräche. 

( 8 ) Siehe hierzu die in Fußnote 1 genannte Entscheidung, Randnummer 
16. Die gesamte Transaktion wird dort ausführlich behandelt.



(28) Ende 2007 traten in Verbindung mit dem strukturierten 
Portfolio der Sachsen LB weitere Risiken auf. Vor Ab­
schluss des Verkaufs verschlechterte sich die Lage an 
den Finanzmärkten weiter, so dass insbesondere Ormond 
Quay Probleme bereitete, da die Mark-to-Market-Bewer­
tung ( 9 ) ihrer Assets Verluste von rund […(0,5-1,5)] Mrd. 
EUR auswies. 

(29) Dies gefährdete den endgültigen Verkauf der Bank, da die 
Kernkapitalquote damit möglicherweise unter den 
Schwellenwert gefallen wäre. Die Mark-to-Market-Abwer­
tungen mussten in der Bilanz als Verluste ausgewiesen 
werden und führten damit zu einer Verringerung des 
Kernkapitals. Es stand zu befürchten, dass die Kernkapi­
talquote der Sachsen LB unter […] % fallen würde, was 
bedeutet hätte, dass die LBBW auf neuen Kaufverhand­
lungen hätte bestehen können. 

(30) Selbst wenn sich die Marktbedingungen ab August ( 10 ) 
verbessert hätten und der Verkauf der Assets möglich 
gewesen wäre, war die LBBW weder in der Lage noch 
bereit, derartig hohe Mark-to-Market-Verluste zu über­
nehmen. Um den Verkauf zum Abschluss zu bringen, 
musste eine Lösung gefunden werden, die verhindern 
konnte, dass sich diese Verluste in der Bewertung der 
Sachsen LB niederschlugen. Ansonsten hätte die LBBW 
zusätzlich zu dem im August ausgehandelten Mindest­
kaufpreis von 300 Mio. EUR auch diese Verluste über­
nehmen müssen. 

(31) Nach intensiven Verhandlungen wurde der Verkauf mit 
einer endgültigen und unwiderruflichen Vereinbarung, 
der am 13. Dezember 2007 unterzeichneten „Eckpunkte­
vereinbarung“, beschlossen. Ermöglicht wurde der Ver­
kauf letztendlich dadurch, dass eine Konsolidierung der 
Mark-to-Market-Verluste aus den Zweckgesellschaften der 
Sachsen LB verhindert und die LBBW vor etwaigen Ver­
lusten aus den Zweckgesellschaften geschützt wurde, die 
entstehen konnten, wenn die Assets im Portfolio bis zu 
ihrer Fälligkeit gehalten werden. Alternativ hätte z. B. 
erwogen werden können, vor dem Verkauf der Sachsen 
LB an die LBBW die Mark-to-Market-Verluste zu konsoli­
dieren und entsprechend zusätzliches Kapital von den 
Eigentümern der Sachsen LB einzubringen (Schätzwert: 
[…(0,5-1,5)] Mrd. EUR). Anstatt Mark-to-Market-Verluste 
in Kauf zu nehmen, zog der Freistaat Sachsen es vor, für 
ein Portfolio mit strukturierten Investments eine staatli­
che Garantie zu stellen. 

(32) In dieser abschließenden Vereinbarung sind alle struktu­
rierten Investitionen der Sachsen LB aufgeführt und in 
zwei Portfolios aufgeteilt worden. Um eine Konsolidie­
rung aller strukturierten Investitionen in die LBBW zu 

vermeiden, wurde ein Portfolio mit einem Buchwert von 
17,5 Mrd. EUR ( 11 ) aus dem Verkauf herausgelöst. Diese 
Kapitalmarktpositionen wurden in ein neu gegründetes, 
eigenes Investmentvehikel (das sogenannte „Super-SIV“) 
überführt, so dass nur strukturierte Portfolio-Investitio­
nen ( 12 ) mit einem Refinanzierungsbedarf von rund 
11,8 Mrd. EUR bei der Sachsen LB verblieben und somit 
an die LBBW verkauft wurden. Zur Risikoabschirmung 
für diese Investitionen wurde ein Betrag von 500 Mio. 
EUR vom Verkaufspreis abgezogen. 

(33) Das Super-SIV wurde eingerichtet, um strukturierte In­
vestment-Portfolios mit einem geringen Mark-to-Market- 
Wert vor dem Verkauf aus der Sachsen LB auszugliedern 
und bis zur Endfälligkeit zu halten. Zur Überführung des 
Portfolios in das Super-SIV musste für seine Refinanzie­
rung gesorgt werden. Diese wurde zum Teil von der 
LBBW (nachrangige Tranche) und zum Teil von den an­
deren Landesbanken (vorrangige Tranche) übernommen. 
Um eine Konsolidierung des Super-SIV in der Bilanz der 
LBBW zu vermeiden, musste die Beteiligung der LBBW 
unter 50 % bleiben. Nach intensiven Verhandlungen 
übernahmen die Landesbanken 50 % der Refinanzierung 
des Super-SIV, stellten allerdings die Bedingung, dass ihre 
Finanzierung im Verlustfall der Finanzierung durch die 
LBBW im Rang vorgehen würde. Die LBBW ihrerseits 
verlangte eine Garantie des Freistaates Sachsen, die alle 
realistisch anzunehmenden potenziellen Verluste decken 
sollte, um ihr Risiko auf ein normales Geschäftsrisiko zu 
beschränken. Ziel war es, das Portfolio vor möglichen 
Verlusten zu schützen, wenn es bis zur Endfälligkeit ge­
halten würde. Diese Verluste würden dem Ausfallrisiko 
entsprechen. Der Freistaat Sachsen erklärte sich schließ­
lich bereit, eine Garantie in Höhe von 2,75 Mrd. EUR für 
Verluste aus dem Super-SIV zur Verfügung zu stellen. 
Dieser Betrag wurde nach intensiven Verhandlungen zwi­
schen der LBBW und dem Freistaat Sachsen auf der 
Grundlage von Gutachten von Investmentbanken festge­
legt, nach deren Schätzungen das Ausfallrisiko für die 
refinanzierenden Banken gegen Null tendierte ( 13 ). 

(34) Zusätzlich wurde in der Eckpunktevereinbarung eine Ga­
rantiegebühr von […] % pro Jahr des nicht in Anspruch 
genommenen Höchstbetrags festgelegt, die sich nach vier 
Jahren Laufzeit der Garantie um ein Drittel der Anfangs­
gebühr und nach sieben Jahren Laufzeit der Garantie um 
ein weiteres Drittel der Anfangsgebühr reduziert. Dies 
entspricht […(> 90)] Mio. EUR in zehn Jahren, sofern 
die Garantie nicht in Anspruch genommen wird. 

(35) Wie oben erwähnt wurde das Super-SIV in zwei Tran­
chen finanziert. Die erste Tranche von knapp 50 % (ca. 
8,75 Mrd. EUR) wurde von der LBBW finanziert; die 
zweite Tranche von gut 50 % (ca. 8,75 Mrd. EUR) wurde 
von den Kreditinstituten erbracht, die der Sicherungsre­
serve der Landesbanken und Girozentralen (eine Art
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( 9 ) Im Rechnungs- und Finanzwesen bezeichnet Mark-to-Market die 
Neubewertung einer Eigenhandelsposition in einem Finanzinstru­
ment auf der Grundlage des tagesaktuellen Marktpreises für das 
jeweilige Finanzinstrument oder ähnliche Instrumente. So ist der 
endgültige Wert eines Futures, der in neun Monaten abläuft, erst 
nach diesen neun Monaten bekannt. Wird er allerdings für Buch­
haltungszwecke einer Mark-to-Market-Bewertung unterzogen, so 
wird der tagesaktuelle Wert auf dem freien Markt bestimmt. 

( 10 ) Während die Risikoprämien vor der Krise bei 4 bis 5 Basispunkte 
lagen, war der Markt zum Höhepunkt der Krise völlig ausgetrock­
net; als sich die Märkte langsam wieder erholten, lagen die Sätze 
wieder bei rund 40 Basispunkten. 

( 11 ) Zum Portfolio gehören Ormond Quay, Sachsen Funding und Sy­
napse ABS. 

( 12 ) LAAM, Georges Quay, Synapse L/S + FI, Omega I + II und andere 
Synthetic Assets (CDO, ABS, CDS, CPPI usw.). 

( 13 ) Da die Banken dennoch Liquidität bereitstellen müssten, würden 
gewisse Refinanzierungskosten anfallen.



Haftungsverbund der Mitgliedsinstitute zur Einlagensiche­
rung und Anlegerentschädigung) angehören. Aufgrund 
der Verteilung der Risiken auf die beiden Tranchen bürgt 
die LBBW mit ihrer Liquidität für Verluste in Höhe von 
bis zu 8,75 Mrd. EUR, d. h. für einen Betrag, der über die 
vom Freistaat Sachsen gestellte Garantie von 2,75 Mrd. 
EUR hinausgeht. Nur weitere Verluste würden dann 
durch die anderen Landesbanken abgedeckt. 

(36) Im Dezember 2007 beauftragte der Freistaat Sachsen die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Susat & Partner mit der 
Unternehmensbewertung der Sachsen LB, so wie es im 
Kaufvertrag vorgesehen war. Diese veranschlagte den 
Wert der Sachsen LB mit […] Mrd. EUR. Gleichzeitig 
hatte die LBBW […] (nachstehend […] genannt) beauf­
tragt, diese Bewertung nochmals zu überprüfen. […] kam 
in seiner Analyse zu einem Unternehmenswert von […] 
Mrd. EUR. Während der Verhandlungen kamen die Par­
teien überein, einen Unternehmenswert von […] Mrd. 
EUR zugrunde zu legen. 

(37) In der abschließenden Vereinbarung wurde der Netto­
kaufpreis für die Sachsen LB auf 328 Mio. EUR festge­
setzt, der in bar zu zahlen war ( 14 ). Dieser Preis beruhte 
auf einer Veranschlagung des Unternehmenswerts der 
Sachsen LB auf […] EUR, von dem die 2007 erlittenen 
Verluste in Höhe von […] Mio. EUR für Portfolio 2 
sowie der vereinbarte Verlustausgleich für das bei der 
Sachsen LB verbleibende Portfolio 1 in Höhe von 500 
Mio. EUR abgezogen wurden. Einschließlich des vorweg­
genommenen Barausgleichs in Höhe von 250 Mio. EUR 
hat die LBBW folglich 578 Mio. EUR für den Erwerb der 
Sachsen LB gezahlt. 

(38) Mit der Refinanzierung des in das Super-SIV überführten 
strukturierten Investment-Portfolios endete die Gewährt­
rägerhaftung des Freistaates Sachsen für dieses Portfolio. 

3.4. DER UMSTRUKTURIERUNGSPLAN 

(39) Die LBBW hat einen Umstrukturierungsplan für die Sach­
sen LB aufgestellt, der auf die Zeit des Verkaufs der Sach­
sen LB zurückgeht und zuletzt am 9. April 2008 geän­
dert wurde. Nach den der Kommission vorliegenden In­
formationen umfasst der Umstrukturierungsplan einen 
Umstrukturierungszeitraum von vier Jahren, der mit 
dem Verkauf der Sachsen LB am 1. Januar 2008 beginnt 
und mit Ablauf des Jahres 2011 endet. 

(40) Nach dem Plan wird die Sachsen LB AG in die LBBW 
integriert, bleibt aber in Form einer unselbständigen An­

stalt mit der Bezeichnung Sachsen Bank bestehen. Diese 
übernimmt auch das Unternehmens- und Privatkunden­
geschäft der bestehenden Filialen der LBBW in Sachsen 
(BW-Bank). Das gesamte übrige Geschäft (das nicht unter 
das Unternehmens- und Privatkundengeschäft fällt) wird 
aus der Sachsen LB ausgegliedert und der Niederlassung 
der LBBW in Sachsen übertragen. 

(41) Die Sachsen Bank übernimmt also nur einen der beiden 
Tätigkeitsbereiche der Sachsen LB, nämlich das Unterneh­
mens- und das eher unterentwickelte Privatkundenge­
schäft der Sachsen LB, und entwickelt daraus zusammen 
mit dem entsprechenden Geschäft der BW-Bank ihren 
neuen Tätigkeitsbereich. Die Sachsen Bank wird in der 
Lage sein, in Sachsen und außerhalb Sachsens aus eigener 
Kraft im Wettbewerb zu bestehen. 

(42) Der zweite Tätigkeitsbereich der Sachsen LB, das Kapital­
marktgeschäft, verbleibt in der LBBW und wird in Sach­
sen von einer Niederlassung der LBBW angeboten. Die 
LBBW wird auch Back-office Funktionen übernehmen 
und teilweise als Zentralbank für die sächsischen Sparkas­
sen fungieren. 

(43) Ausgangspunkt der Prüfung des Umstrukturierungsplans 
ist, was die Wiederherstellung der Rentabilität betrifft, die 
Geschäftstätigkeit der Sachsen LB vor ihrer Integration in 
die LBBW ( 15 ). Die Umstrukturierung umfasst die Über­
führung des ersten Portfolios in das Super-SIV. Darüber 
hinaus sieht der Plan als Ausgleichsmaßnahme die Mög­
lichkeit vor, die in Dublin ansässige Tochtergesellschaft 
der Sachsen LB (Sachsen LB Europe), die für die Entwick­
lung und Verwaltung sämtlicher internationalen struktu­
rierten Portfolios der Sachsen LB zuständig war, ganz 
aufzulösen. 

(44) Die Sachsen LB wird daher auf dem internationalen Ka­
pitalmarkt keine neuen Geschäfte tätigen. Nur die Wert­
papiere des zweiten Portfolios in Höhe von 11,8 Mrd. 
EUR verbleiben bei der LBBW. Projektionen auf dieser 
Grundlage zeigen, dass die Bank ihre Rentabilität inner­
halb des Umstrukturierungszeitraums von vier Jahren 
wiedererlangen wird. 

(45) Zum Nachweis der Nachhaltigkeit legte Deutschland im 
Wesentlichen folgende Zahlen vor:
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( 14 ) In der Eckpunktevereinbarung war vorgesehen, dass der Kaufpreis 
für die Sachsen LB auch mit wertentsprechenden Anteilen an der 
LBBW bezahlt werden konnte. 

( 15 ) In diesem Zusammenhang sind im Umstrukturierungsplan als wich­
tigste Strukturmaßnahmen der Abbau des Personals von […] auf 
rund […] Beschäftigte, die Einführung von besserem Risikocontrol­
ling und -management und die Integration der zentralen Aufgaben 
(einschließlich der EDV) in die LBBW vorgesehen.



Bruttoerlöse („worst case“) 
(in Mio. EUR) 2007 2008 2009 2010 2011 2012 CAGR 2007-2012 ( 1 ) 

(in %) 

Firmenkundengeschäft (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Kapitalmarktgeschäft ( 2 ) (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Sonstige […] […] […] […] […] […] […] 

Gesamt vor Synergien […] […] […] […] […] […] […] 

Ertragssynergien (neues Geschäftsmodell) […] […] […] […] […] […] 

Gesamtinkl. Synergien […] […] […] […] […] […] […] 

( 1 ) CAGR 2007-2012 = kumulierte jährliche Steigerungsrate für den Zeitraum 2007 bis 2012. 
( 2 ) Inzwischen ist beschlossen worden, diesen Bereich der LBBW-Niederlassung in Sachsen zu übertragen. 

Betriebsergebnis vor Steuern („worst case“) 
(in Mio. EUR) 2007 2008 2009 2010 2011 2012 CAGR 2007-2012 

(in %) 

Firmenkundengeschäft (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Kapitalmarktgeschäft (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Sonstige (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Gesamtvor Synergien (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

Synergien (…) (…) (…) (…) (…) (…) 

Gesamtinkl. Synergien (…) (…) (…) (…) (…) (…) […] 

(46) Ferner teilte Deutschland mit, die LBBW rechne ab 2009 für die ehemalige Sachsen LB mit einer 
Eigenkapitalrendite von […(> 8 %)] % und für die neu gegründete Sachsen Bank von rund [… (> 
15 %)] %. 

4. FÖRMLICHES PRÜFVERFAHREN 

4.1. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES VERFAHRENS 

4.1.1. DIE LIQUIDITÄTSFAZILITÄT 

(47) In der Einleitungsentscheidung äußerte die Kommission Bedenken hinsichtlich der Liquiditätsfazilität, 
da der Sachsen LB aus der Maßnahme ein selektiver Vorteil zu erwachsen schien, denn es war nicht 
wahrscheinlich, dass ein markwirtschaftlich handelnder Investor der Sachsen LB die Kreditlinie zu 
denselben Konditionen bereitgestellt hätte wie der Bankenpool. Die Kommission schloss jedoch nicht 
aus, dass es sich bei der Maßnahme um eine mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungsbei­
hilfe handeln könnte.
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4.1.2. DER VERKAUF DER SACHSEN LB 

(48) Die Kommission prüfte ferner, ob die Veräußerung der 
Sachsen LB an die LBBW eine staatliche Beihilfe bein­
haltete. Die Kommission bezweifelte, dass sich der Frei­
staat Sachsen wie ein marktwirtschaftlich handelnder In­
vestor verhalten hatte, da die Liquidation kostengünstiger 
gewesen wäre als der Verkauf mit der gewährten Garan­
tie, und war der Auffassung, dass der Verkauf daher Bei­
hilfeelemente zugunsten der Sachsen LB enthalten haben 
könnte. Die Kommission hatte jedoch keine Bedenken, 
dass der Kaufpreis zu niedrig gewesen wäre und deshalb 
Beihilfeelemente zugunsten des Käufers (der LBBW) ent­
halten hätte. Die Kommission schloss aber nicht aus, dass 
es sich bei der Garantie um eine mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbare Umstrukturierungsbeihilfe handeln 
könnte, wenn die Voraussetzungen der Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei­
ten ( 16 ) (nachstehend: „Leitlinien“) erfüllt wären. 

5. STELLUNGNAHMEN DRITTER 

(49) Der Dritte vertritt die Auffassung, die Garantie für das 
Super-SIV sei eine staatliche Beihilfe, der Ertragszuschuss 
2007 der LBBW an die Sachsen LB in Höhe von 391 
Mio. EUR und die Übernahme des Jahresfehlbetrags in 
Höhe von 641,6 Mio. EUR seien ebenfalls eine staatliche 
Beihilfe, und der von der LBBW an die Eigentümer ge­
zahlte Kaufpreis habe über dem Marktwert der Sachsen 
LB gelegen. 

6. STELLUNGNAHMEN DEUTSCHLANDS NACH DER 
EINLEITUNGSENTSCHEIDUNG 

6.1. STELLUNGNAHME ZUR WÜRDIGUNG DER LIQUIDI­
TÄTSFAZILITÄT 

(50) Nach Auffassung Deutschlands wäre die vom Bankenpool 
bereitgestellte Liquiditätsfazilität auch von einem markt­
wirtschaftlich handelnden Investor bereitgestellt worden, 
da die Vergütung, die die Poolbanken für den Ankauf der 
von Ormond Quay begebenen CP erhalten hätten, über 
der marktüblichen Vergütung gelegen habe und damit 
marktkonform gewesen sei. Ferner würde der Banke­
npool keine potenziellen Verluste aufgrund von Markt­
preisschwankungen für die im Conduit gehaltenen Wert­
papiere (ABS) ausgleichen. Selbst bei rückläufigem Markt­
wert wäre das Ausfallrisiko sehr gering, und im Falle von 
Wertpapieren, die bis zur Endfälligkeit gehalten würden, 
wären nur geringfügige Verluste zu erwarten. 

(51) Ferner, so Deutschland, hätten die Banken hauptsächlich 
gehandelt, um zu verhindern, dass die Insolvenz einer 
ihrer Schwesterlandesbanken eine allgemeine Bankenkrise 
auslöst. Sie hätten das Risiko, die CP zu kaufen, als ge­
ringer angesehen als das Risiko, die Insolvenz der Sach­
sen LB bewältigen zu müssen, vor allem wenn das Ein­
lagensicherungssystem in Anspruch genommen worden 
wäre. Außerdem weist Deutschland darauf hin, dass 
Marktbenchmarks auch in Ermangelung eines Marktes 
hypothetisch festgelegt werden könnten. 

(52) Sollte die Kommission die Auffassung vertreten, dass die 
Liquiditätsfazilität Beihilfeelemente enthalte, so könnte sie 
nach Auffassung Deutschlands in jedem Fall als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungsbeihilfe angese­
hen werden, da die vom Pool erworbenen CP mit einer 
Maßnahme in Form eines Darlehens vergleichbar seien, 
die nicht struktureller Art und zudem auf sechs Monate 
befristet sei. 

6.2. STELLUNGNAHME ZUR WÜRDIGUNG DES VERKAUFS 
DER SACHSEN LB 

(53) Nach Auffassung Deutschlands hat sich der Freistaat 
Sachsen beim Verkauf der Sachsen LB wie ein marktwirt­
schaftlich handelnder Verkäufer verhalten. Der Kaufpreis 
sei das Ergebnis von Verhandlungen mit mehreren po­
tenziellen Käufern und basiere auf Unternehmensbewer­
tungen, die von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften nach 
anerkannten Grundsätzen durchgeführt worden seien, 
so dass er den fairen Marktwert der Sachsen LB wider­
spiegele. Selbst bei Berücksichtigung der sich aus der 
Garantie von 2,75 Mrd. EUR für das Super-SIV ergeb­
enden Verbindlichkeiten hätten die Eigentümer der Sach­
sen LB insgesamt einen positiven Verkaufspreis für die 
Sachsen LB erzielt. 

(54) Deutschland wiederholt, dass drei verschiedene Bewer­
tungsannahmen herangezogen worden seien, um das 
mit der Garantie für das Super-SIV eingegangene Risiko 
zu bewerten. Bei der ersten Annahme wurden anhand 
einer Mark-to-Market-Bewertung zum Stichtag 30. No­
vember 2007 die potenziellen Verluste bei Veräußerung 
der Investitionen an diesem Stichtag zu einem Preis von 
rund […] Mrd. EUR veranschlagt. Die Ergebnisse dieser 
Mark-to-Market-Bewertung seien jedoch durch die Tatsa­
che verzerrt, dass es zu diesem Zeitpunkt weder einen 
Markt für derartige Investitionen gegeben noch die Ab­
sicht bestanden habe, diese Kapitalmarktpositionen ad 
hoc zu verkaufen, da diese bis zur Endfälligkeit gehalten 
werden sollten. Nach der zweiten Annahme, die auf mo­
dellhaften Bewertungen potenzieller makroökonomischer 
Entwicklungen beruht, wurden die erwarteten Verluste 
für drei Szenarien berechnet. Danach betrugen die erwar­
teten Verluste rund […(> 800)] Mio. EUR („bad case“), 
[…(< 500)] Mio. EUR („base case“) bzw. […(< 200)] Mio. 
EUR („best case“). Diese Bewertungsannahme wurde von 
der LBBW und der Sachsen LB auf der Grundlage besteh­
ender interner Modelle entwickelt. Die dritte Annahme 
stützte sich auf das Rating der zugrunde liegenden Kapi­
talmarktpositionen. Nahezu alle Wertpapiere im Portfo­
lio, so Deutschland, hätten ein AAA-Rating ( 17 ), und kei­
nes dieser Papiere sei in den Überprüfungen der Ratinga­
genturen abgewertet worden. Bei einer Ausfallwahr­
scheinlichkeit von nahezu Null bei AAA gerateten Wert­
papieren seien die erwarteten Verluste des Portfolios 
ebenfalls gleich Null. 

(55) Deutschland zufolge sei die Garantie von 2,75 Mrd. EUR 
das Ergebnis der Verhandlungen zwischen den beteiligten 
Parteien, wobei die LBBW die Garantie möglichst hoch 
ansetzen wollte, um ihre eigene Haftung zu begrenzen, 
während der Freistaat Sachsen versucht habe, die Garantie 
auf ein Minimum zu beschränken.
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( 16 ) ABl. C 244 vom 1.10.2004, S. 2. ( 17 ) Ratingeinstufung vom Dezember 2007.



(56) Deutschland weist darauf hin, dass die Ergebnisse aller 
drei Annahmen zum Zeitpunkt der Verhandlungen vor­
lagen. Die Verhandlungsparteien hätten sich auf die mo­
dellhafte Bewertung (d. h. die zweite Annahme) als an­
gemessenen Weg zur Bewertung der von der Garantie 
abzudeckenden Risiken verständigt. 

(57) Deutschland hat Berechnungen für verschiedene Szena­
rien vorgelegt, um nachzuweisen, dass die Eigentümer 
selbst im Falle der Inanspruchnahme der Garantie im 
„base case“ mit der Veräußerung der Bank einen positiven 
Preis erzielt hätten. Es sei die ständige Praxis der Kom­
mission, sich auf den „base case“ und nicht auf ein un­
günstigeres Szenario zu stützen ( 18 ). 

(58) Sollte die Kommission die Auffassung vertreten, dass der 
Verkauf der Bank Beihilfeelemente enthalte, so könnte er 
nach Auffassung Deutschlands in jedem Fall nach den 
Leitlinien als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare 
Umstrukturierungsbeihilfe angesehen werden. 

(59) Zu diesem Zweck hat die LBBW den erwähnten Um­
strukturierungsplan vorgelegt, aus dem hervorgeht, wie 
die Rentabilität der Sachsen LB wiederhergestellt werden 
soll. Deutschland behauptet, der Plan umfasse mehrere 
interne Maßnahmen wie Personalabbau, Maßnahmen zu 
Verbesserung des Risikomanagements, Integration von 
Segmenten in die LBBW und Vereinheitlichung der 
EDV. Ferner sei es klares Ziel des Geschäftsplans, die 
Abhängigkeit der Sachsen LB von Gewinnen zu verrin­
gern, die auf dem Kapitalmarkt und insbesondere im Ge­
schäftsfeld „Asset Management/Strukturierte Produkte“ er­
zielt werden. 

(60) Deutschland argumentiert weiter, dass die Investition von 
mehreren hundert Millionen Euro, die die LBBW für den 
Erwerb der Sachsen LB gezahlt hat, sich lohnen muss 
und dass die LBBW darum ihr Möglichstes tun wird, 
um die langfristige Rentabilität der Sachsen LB wieder­
herzustellen. 

(61) Hinsichtlich seines eigenen Beitrages ist Deutschland der 
Auffassung, dass die LBBW und die anderen Banken er­
hebliche Eigenleistungen im Wert von insgesamt […(ca. 
30)] Mrd. EUR erbracht hätten und dass damit die Vo­
raussetzungen der Leitlinien erfüllt seien. Die Summe von 
[…(ca. 30)] Mrd. EUR ergibt sich aus den Kosten für die 
Einrichtung des Super-SIV ([…] Mio. EUR), die Integra­
tion der Sachsen LB ([…] Mio. EUR) und die Finanzie­
rung von Portfolio 2 (17,5 Mrd. EUR) und Portfolio 1 
(11,8 Mrd. EUR). 

(62) Schließlich ist es nach Auffassung Deutschlands als wich­
tiger Ausgleich anzusehen, dass die Sachsen LB von ihren 
früheren Eigentümern an die LBBW verkauft wurde. Der 
Verkauf unterstreiche den gemeinsamen Wunsch nach 
einer auf Dauer angelegten Umstrukturierung der Bank. 
Der Verkauf von Unternehmen, die sich in Schwierigkei­
ten befänden, sei ein wichtiger erster Schritt zu ihrer 
dauerhaften Umstrukturierung. Es könne im Allgemeinen 
davon ausgegangen werden, dass ein Unternehmen unter 
der Kontrolle einer etablierten deutschen Großbank mit 

hoher Wahrscheinlichkeit rentabel werde und dass dies 
gewährleiste, dass das Unternehmen nicht wieder auf 
staatliche Beihilfen angewiesen sein werde. Der Verkauf 
werde sich daher als zentrales Element der Umstrukturie­
rung der Sachsen LB erweisen. 

(63) Außerdem habe kein Mitbewerber zur Einleitungsent­
scheidung der Kommission Stellung genommen. Der Ver­
kauf der Bank führe also nach Auffassung der anderen 
Wettbewerber nicht zu einer Verzerrung des Wettbe­
werbs. 

(64) Deutschland hat in Abstimmung mit der LBBW (im Na­
men der Begünstigten der Beihilfe, der Sachsen LB) die 
folgenden Verpflichtungen angeboten ( 19 ): 

a) Die folgenden Beteiligungen der Sachsen LB, die im 
Zuge der Integration auf die LBBW übergegangen 
sind, werden veräußert oder liquidiert: 

— Die Sachsen LB Europe wird bis zum […] ver­
äußert oder liquidiert. Die LBBW-Gruppe wird 
kein Personal der Sachsen LB Europe übernehmen, 
es sei denn, sie ist hierzu rechtlich verpflichtet, 
und wird insofern dem heutigen Personal der 
Sachsen LB Europe weder neue Arbeitsverträge 
anbieten, noch solche Verträge abschließen ( 20 ). 
Diese Verpflichtung gilt für die Dauer von zwei 
Jahren nach Erlass der Entscheidung der Kommis­
sion.
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( 18 ) Entscheidung der Kommission in der Sache C28/02, Bankgesell­
schaft Berlin (ABl. L 116 vom 14.5.2005, S. 1). 

( 19 ) „Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland bietet der Europä­
ischen Kommission in Abstimmung mit der Landesbank Baden- 
Württemberg (LBBW) die nachfolgend unter a. — c. abschließend 
angeführten Ausgleichsmaßnahmen an: 
a. Die folgenden Beteiligungen der Sachsen LB, welche im Zuge der 

Integration auf die LBBW übergegangen sind, werden nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen veräußert oder liquidiert: 
— Die Sachsen LB Europe PLC wird bis zum […] veräußert 

oder liquidiert. 
— Die Beteiligung an der East Merchant GmbH wird bis zum 

[…] veräußert. 
— […]. 

b. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt sicher, dass 
die Sachsen-Bank, vertreten durch die LBBW, in keiner ihrer 
Niederlassungen im Freistaat Sachsen über die Betreuung ihrer 
Kunden in ihren Kerngeschäftsfeldern hinausgehende Eigenhan­
delsgeschäfte auf eigene Rechnung und eigenes Risiko als eigen­
ständiges Geschäftsfeld aktiv betreibt. Diese Verhaltenszusage gilt 
für den vorgesehenen Restrukturierungszeitraum von vier Jahren. 

c. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt sicher, dass 
die Sachsen-Bank, vertreten durch die LBBW, in keiner ihrer 
Niederlassungen im Freistaat Sachsen über die Betreuung ihrer 
Kunden in ihren Kerngeschäftsfeldern hinausgehende internatio­
nale Immobiliengeschäfte als eigenständiges Geschäftsfeld aktiv 
betreibt. Diese Verhaltenszusage gilt für den vorgesehenen Re­
strukturierungszeitraum von vier Jahren.“ 

( 20 ) Die Kommission geht davon aus, dass die Klausel, nach der die 
LBBW Personal übernehmen wird, wenn sie rechtlich dazu ver­
pflichtet sein sollte, für höchstens 10 Beschäftigte gilt und das 
von der LBBW übernommene Portfolio 1 im Wert von 11,8 
Mrd. EUR betrifft. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die 
Übertragung dieses Portfolios als teilweiser Betriebsübergang anzu­
sehen ist, so dass die LBBW verpflichtet sein könnte, die betreffen­
den Beschäftigten zu übernehmen. Die Schließung der Sachsen LB 
Europe dürfte aber hierdurch nicht in ihrer Wirksamkeit beeinträch­
tigt werden.



— Die Beteiligung an der East Merchant GmbH wird 
bis zum […] veräußert. 

— […] ( 21 ). 

b) Deutschland stellt sicher, dass die Sachsen Bank, ver­
treten durch die LBBW, in keiner ihrer Niederlassun­
gen in Sachsen über die Betreuung ihrer Kunden in 
ihren Kerngeschäftsfeldern hinausgehende Eigenhan­
delsgeschäfte auf eigene Rechnung und eigenes Risiko 
als eigenständiges Geschäftsfeld aktiv betreibt. Diese 
Verhaltenszusage gilt für den Umstrukturierungszeit­
raum von vier Jahren. 

c) Deutschland stellt sicher, dass die Sachsen Bank, ver­
treten durch die LBBW, in keiner ihrer Niederlassun­
gen in Sachsen über die Betreuung ihrer Kunden in 
ihren Kerngeschäftsfeldern hinausgehende internatio­
nale Immobiliengeschäfte als eigenständiges Geschäfts­
feld aktiv betreibt. Diese Verhaltenszusage gilt für den 
Umstrukturierungszeitraum von vier Jahren. 

(65) Deutschland hat bestätigt, dass es […]. Deutschland be­
hauptet, dass die Geschäfte rentabel sind und in keiner 
Weise mit der derzeitigen Subprime-Krise in Verbindung 
stehen, deren Ursache in der verstärkten Kreditvergabe an 
zahlungsschwächere Kreditnehmer mit niedrigem Ein­
kommen und schlechterer Bonität als erstklassige Kredit­
nehmer liegt. 

(66) Ferner hat Deutschland bestätigt, dass […] ( 22 ). 

6.3. STELLUNGNAHME ZUR STELLUNGNAHME DES 
DRITTEN 

(67) Hinsichtlich der Stellungnahme des Dritten machte 
Deutschland geltend, dass die Garantie für das Super- 
SIV keine staatliche Beihilfe sei, da die Eigentümer der 
Sachsen LB selbst bei Berücksichtigung der sich aus der 
Garantie von 2,75 Mrd. EUR für das Super-SIV ergeb­
enden potenziellen Verbindlichkeiten insgesamt einen po­
sitiven Kaufpreis für die Sachsen LB erzielt hätten, und 
dass der Ertragszuschuss 2007 der LBBW an die Sachsen 
LB und der vorweggenommene Barausgleich in Höhe von 
250 Mio. EUR von der LBBW als Teil des Kaufpreises 
betrachtet worden seien und der von der LBBW an die 
Eigentümer gezahlte Kaufpreis daher dem Marktpreis der 
Sachsen LB entsprochen habe. Deutschland betont, ein 
über den Ertragszuschuss 2007 der LBBW an die Sachsen 
LB in Höhe von 391 Mio. EUR hinausgehender Verlust­
ausgleich sei nicht gewährt worden. 

7. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

7.1. VORLIEGEN EINER STAATLICHEN BEIHILFE 

(68) Gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag sind staatliche 
oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich 
welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Un­
ternehmen den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl­
schen drohen, soweit sie den Handel zwischen Mitglied­
staaten beinträchtigen, nicht mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar. 

(69) Die Kommission hält an ihrem in der Einleitungsentschei­
dung vertretenen Standpunkt fest, dass keine der beiden 
finanziellen Interventionen von einem marktwirtschaft­
lich handelnden Kapitalgeber ergriffen worden wären 
und somit beide Maßnahmen staatliche Beihilfe darstel­
len. 

(70) Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 
dass die Kommission bereits in ihrer Einleitungsentschei­
dung keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken gegen die 
Refinanzierung durch die LBBW und den Bankenpool 
erhob. Ihre diesbezüglichen Erwägungen werden am 
Ende dieses Abschnitts näher erläutert. 

7.1.1. DIE LIQUIDITÄTSFAZILITÄT 

(71) Die DekaBank wie auch die meisten Landesbanken sind 
Anstalten des öffentlichen Rechts. Eigentümer der Deka­
Bank sind je zur Hälfte die Landesbanken und die regio­
nalen Sparkassenverbände. Die Landesbanken befinden 
sich im Allgemeinen im Eigentum der Länder und der 
jeweiligen regionalen Sparkassenverbände. Die der Sach­
sen LB von dem Bankenpool eingeräumte Kreditlinie in 
Höhe von 17,1 Mrd. EUR ist folglich dem Staat zuzu­
rechnen und kann als „staatliche oder aus staatlichen 
Mitteln gewährte Maßnahme“ im Sinne des Artikels 87 
Absatz 1 EG-Vertrag betrachtet werden ( 23 ). Eine Begüns­
tigung infolge der Bereitstellung staatlicher Mittel würde 
außerdem aufgrund der grenzübergreifenden und inter­
nationalen Tätigkeit der Sachsen LB auch den Wettbe­
werb im Bankensektor beeinträchtigen und Auswirkun­
gen auf den innergemeinschaftlichen Handel haben. 

(72) Ferner stellt die Kommission fest, dass die Sachsen LB 
grenzübergreifend und international tätig ist, so dass 
eine Begünstigung infolge der Bereitstellung staatlicher 
Mittel den Wettbewerb im Bankensektor beeinträchtigen 
würde und Auswirkungen auf den innergemeinschaftli­
chen Handel hätte ( 24 ).
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( 21 ) […]. Dieser Geschäftsbereich ist rentabel und nicht von der der­
zeitigen Krise im Subprime-Wohnungsmarktsegment betroffen, die 
dadurch ausgelöst wurde, dass vermehrt Darlehen an Darlehensneh­
mer vergeben wurden, die ein höheres Risiko aufweisen und über 
ein geringeres Einkommen oder eine schlechtere Bonität verfügen 
als erstklassige Darlehensnehmer. 

( 22 ) „Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland bestätigt, dass 
[…].“ 

( 23 ) Die Zurechenbarkeit ergibt sich aus einer Reihe von Indikatoren, die 
durch die spezifischen Gegebenheiten des Falls und den Kontext, in 
dem die Maßnahme ergriffen wurde, bedingt sind. So bestehen enge 
persönliche Verbindungen zwischen den Aufsichtsräten der Landes­
banken und dem Staat. Darüber hinaus ist der Bankenpool in die­
sem Fall in enger Absprache mit der BaFin und der Bundesbank 
vorgegangen. 

( 24 ) Entscheidung der Kommission in der Sache C 50/06 vom 
27.6.2007, BAWAG (ABl. L 83 vom 26. März 2008, S. 7, Rand­
nummer 127).



(73) Deutschland bestreitet, dass der Sachsen LB aus der Maß­
nahme ein selektiver Vorteil erwächst. Die Kommission 
erinnert daran, dass jegliche mit staatlichen Mitteln finan­
zierte Intervention, durch die ein Unternehmen begüns­
tigt wird, gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag norma­
lerweise eine staatliche Beihilfe darstellt, es sei denn, ein 
unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen han­
delnder Investor hätte ebenfalls eine solche Maßnahme 
ergriffen. Die Entscheidung des Bankenpools, die in 
Rede stehende Liquidität zur Verfügung zu stellen, 
muss dem Grundsatz des marktwirtschaftlich handelnden 
Investors genügen, damit staatliche Beihilfeelemente aus­
geschlossen werden können. Deshalb ist es angezeigt zu 
untersuchen, ob ein markwirtschaftlich handelnder Inves­
tor der Sachsen LB die Kreditlinie zu denselben Konditio­
nen wie der Bankenpool bereitgestellt hätte. 

(74) Die Kommission stellt fest, dass zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Poolvertrags praktisch keine Nachfrage nach 
hypothekarisch gesicherten CP und folglich kein wirksa­
mer Markt für diese Art von Investitionen mehr bestand. 
Eine solche Nachfrageschwäche bedeutet allerdings nicht, 
dass es keine Marktbenchmarks gibt. Der Marktbench­
mark bestand einfach darin, dass die in Rede stehenden 
CP zum damaligen Zeitpunkt keinen angemessenen wirt­
schaftlichen Wert hatten, was bedeutet, dass für die von 
Ormond Quay begebenen CP, obwohl sie AAA geratet 
waren, ordnungsgemäß vergütet wurden und nur mit 
einem geringfügigen Ausfallrisiko behaftet waren, nach 
wie vor kein wirtschaftliches Interesse bestand. Deshalb 
kommt die Kommission zu dem Schluss, dass ein markt­
wirtschaftlich handelnder Investor der Sachsen LB keine 
Liquiditätsfazilität eingeräumt hätte. Bei der in Rede ste­
henden Maßnahme handelt es sich folglich um eine staat­
liche Beihilfe. 

7.1.2. DER VERKAUF DER SACHSEN LB 

(75) Deutschland bestreitet, dass die Veräußerung der Sachsen 
LB an die LBBW eine staatliche Beihilfe beinhalten 
könnte. Die Kommission hält an ihrem Standpunkt fest, 
dass sich der Freistaat Sachsen beim Verkauf der Sachsen 
LB nicht wie ein marktwirtschaftlich handelnder Investor 
verhalten hat. Der Verkauf der Sachsen LB an die LBBW 
könnte in zweierlei Hinsicht eine staatliche Beihilfe bein­
halten: erstens eine Beihilfe zugunsten der Käuferin (d. h. 
der LBBW), wenn ein zu niedrigerer Kaufpreis akzeptiert 
wurde, und zweitens eine Beihilfe zugunsten der Sachsen 
LB, wenn die Liquidation kostengünstiger gewesen wäre 
als der Verkauf mit der gewährten Garantie. 

(76) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass der von der 
LBBW gezahlte Kaufpreis dem Marktwert der Sachsen LB 
entspricht, und stellt fest, dass der Freistaat Sachsen Ver­
handlungen mit mehreren potenziellen Käufern führte 
und schließlich entschied, die Sachsen LB an die LBBW 
zu verkaufen. Die Kommission weist darauf hin, dass es 
sich bei dem Kaufpreis um den Marktpreis handelt, wenn 
der Verkauf im Wege eines offenen und an keine weite­
ren Bedingungen geknüpften Ausschreibungsverfahrens 

erfolgt und die Vermögenswerte an den Meistbietenden 
oder das einzige Angebot gehen. Während bei einer ord­
nungsgemäß durchgeführten Ausschreibung das Vorlie­
gen einer staatlichen Beihilfe ausgeschlossen werden 
kann, bedeutet ein Verzicht auf eine Ausschreibung nicht 
automatisch, dass eine staatliche Beihilfe vorliegt. Im vor­
liegenden Fall entschieden die Kaufvertragsparteien, zum 
Stichtag 31. Dezember 2007 eine Bewertung der Sachsen 
LB vornehmen zu lassen, in der Annahme, dass sich der 
Finanzmarkt dann stabilisiert haben würde und eine 
„normalere“ Marktbewertung vorgenommen werden 
könnte. Auch wenn eine solche Bewertung nicht auto­
matisch das Vorliegen von Elementen staatlicher Beihilfe 
ausschließt, lagen der Kommission in der in Rede stehen­
den Sache keine Beweise vor, die eine Marktorientierung 
der Transaktion in Frage stellten. Auf der Grundlage der 
verfügbaren Informationen hat die Kommission keinen 
Grund zu der Annahme, dass das Unternehmen unter 
Marktpreis verkauft wurde. Wie unter Randnummer 0 
erläutert, wurde der Wert der Sachsen LB im Dezember 
2007 mit 328 Mio. EUR ( 25 ) veranschlagt; dies ist der 
von der LBBW gezahlte Kaufpreis. Zudem wurde im 
Rahmen des förmlichen Prüfverfahrens von keiner dritten 
Partei in einer Stellungnahme die Angemessenheit des 
Kaufpreises in Frage gestellt, und die Kommission weiß 
von keiner dritten Partei, die am Erwerb der Sachsen LB 
interessiert und bereit gewesen wäre, einen höheren Preis 
zu bieten. Die Kommission hält deshalb an ihrem Stand­
punkt fest, dass die Bank zum Marktpreis verkauft wurde 
und der LBBW im Zuge des Verkaufs der Sachsen LB 
keine staatliche Beihilfe gewährt wurde. 

(77) Darüber hinaus prüfte die Kommission, ob der Sachsen 
LB aus der Tatsache, dass die Liquidation kostengünstiger 
gewesen wäre als der Verkauf mit der gewährten Garan­
tie, ein Vorteil erwuchs. Die Kommission konnte nicht 
bestätigen, dass der Freistaat Sachsen einen positiven Ver­
kaufspreis, d. h. einen Verkaufspreis, der über den vom 
Freistaat Sachsen bereitgestellten Mitteln liegt, erzielt hat. 
Während es unstrittig ist, dass mit dem ursprünglichen 
Kaufvertrag vom August 2007, dem zufolge die LBBW 
mindestens 300 Mio. EUR sowie einen vorweggenomme­
nen Barausgleich an die Sachsen LB zu zahlen hatte, ein 
positiver Kaufpreis erzielt wurde, ist dies nach den Nach­
verhandlungen im Dezember nicht der Fall, da der Frei­
staat Sachsen eine Garantie von 2,75 Mrd. EUR stellte 
und dafür […] % des Verkaufspreises in Höhe von 328 
Mio. EUR (d. h. […] Mio. EUR) in bar zuzüglich der 
Einnahmen aus der Bereitstellungsprovision (mit einem 
Buchwert von […(> 90)] Mio. EUR) erhielt ( 26 ).
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( 25 ) […] Mrd. EUR (Unternehmenswert der Sachsen LB, zu dem […] in 
seiner im Auftrag der LBBW vorgenommenen Analyse gekommen 
ist) minus […] Mio. EUR (Verluste im Jahr 2007) minus […] Mio. 
EUR (vorweggenommener Barausgleich) = 328 Mio. EUR. 

( 26 ) Die Kommission stellt fest, dass es sich bei der prima facie für die 
Besicherung der Refinanzierung des Super-SIV bestimmten Garantie 
um eine Beihilfe für die Sachsen LB handelte, da durch die Garantie 
der Verkauf der Sachsen LB ermöglicht wurde. Ohne die Einrich­
tung des Super-SIV, die wiederum nur mit Hilfe der Garantie mög­
lich war, wäre es nicht zu einem Verkauf der Sachsen LB gekom­
men. Da die Garantie jedoch an das Super-SIV gebunden ist und 
das Super-SIV nicht auf die LBBW übertragen wird, wurde der 
LBBW kein Vorteil gewährt.



(78) Die Untersuchung änderte nichts an dem Standpunkt der 
Kommission, dass die Eigentümer bei einer Gegenüber­
stellung der Liquidationskosten und der Kosten des Ver­
kaufs mit der Garantie den vorweggenommenen Baraus­
gleich vom August 2007 in Höhe von 250 Mio. EUR 
nicht berücksichtigt würden, da dieser Betrag im Falle 
eines Nichtzustandekommens des Verkaufs nicht zurück­
erstattet würde. In anderen Worten, da die früheren Ei­
gentümer der Sachsen LB nicht verpflichtet waren, der 
LBBW im Falle eines Nichtzustandekommens des Ver­
kaufs diesen vorweggenommenen Barausgleich zurückzu­
zahlen, würde ein marktwirtschaftlich handelnder Inves­
tor diesen Barausgleich in einer hypothetischen kontra­
faktischen Fallkonstellation nicht als zusätzliche Kosten 
betrachten. 

(79) Die Kommission musste daraufhin prüfen, ob die für die 
Sachsen LB im Zuge der Bereitstellung der Garantie ent­
stehenden Kosten den Verkaufspreis für die Sachsen LB 
übersteigen. Dies wäre zumindest dann der Fall, wenn der 
Wert der erwarteten Verluste in Verbindung mit der Ga­
rantie in Höhe von 2,75 Mrd. EUR über den erhalte­
nen[…] Mio. EUR (zuzüglich Bereitstellungsprovisionen, 
die einen Buchwert von […] Mio. EUR erreichen könn­
ten) liegt. 

(80) Deutschland veranschlagte die erwarteten Verluste in Ver­
bindung mit der Garantie mit rund […(> 800)] Mio. EUR 
(„bad case“), […(< 500)] Mio. EUR („base case“) bzw. 
[…(< 200)] Mio. EUR („best case“). Die Zweifel der Kom­
mission, dass das von der LBBW angewandte Modell zur 
Quantifizierung der erwarteten Verluste in Verbindung 
mit der Garantie den in der Garantie enthaltenen Beihil­
feelementen wirklich vollauf Rechnung trägt, konnten 
nicht ausgeräumt werden. Die Kommission weist darauf 
hin, dass nach ständiger Rechtsprechung das Beihilfeele­
ment einer Garantie, die für ein in Schwierigkeiten be­
findliches Unternehmen gestellt wird, genauso hoch sein 
kann wie der Betrag, der durch die Garantie effektiv ge­
deckt ist (in diesem Falle folglich 2,75 Mrd. EUR). Darü­
ber hinaus unterstreicht die Kommission, dass der Frei­
staat Sachsen selbst im „base case“, bei dem von einer 
schnellen Erholung der Märkte ausgegangen wird, auf­
grund der erwarteten Verluste einen negativen Kaufpreis 
erzielt hätte. 

(81) Des Weiteren bestätigte sich in der Untersuchung die 
Annahme der Kommission, dass ein marktwirtschaftlich 
handelnder Investor bei derartig unberechenbaren Um­
ständen zumindest von dem „bad case“-Szenario mit er­
warteten Verlusten von […(> 800)] Mio. EUR ausgegan­
gen wäre. Die Kommission weist darauf hin, dass ihre 
Schlussfolgerung mit dem früheren Fall der Bankgesell­
schaft Berlin ( 27 ) in Einklang steht. Entgegen der Auffas­
sung Deutschlands entspricht es außerdem nicht der gän­
gigen Praxis ( 28 ), das „base case“-Szenario zu akzeptieren. 

(82) Die Kommission räumt allerdings ein, dass ein negativer 
Kaufpreis in Ausnahmefällen von einem marktwirtschaft­
lich handelnden Investor akzeptiert werden kann, wenn 

die für den Verkäufer anfallenden Kosten der Liquidation 
höher wären. Für die Berechnung der Liquidationskosten 
können nur jene Verbindlichkeiten berücksichtigt werden, 
die von einem marktwirtschaftlich handelnden Investor 
eingegangen worden wären ( 29 ). Ausgeschlossen sind Ver­
bindlichkeiten im Rahmen staatlicher Beihilfen, da diese 
nicht von einem marktwirtschaftlich handelnden Investor 
übernommen worden wären ( 30 ). Die Gewährträgerhaf­
tung ist eine solche nicht zu berücksichtigende Verbind­
lichkeit ( 31 ). Die Kommission vertritt die Auffassung, dass 
es sich hierbei um eine bestehende Beihilfe handelt, und 
hat entsprechende Maßnahmen zu deren Abschaffung 
vorgeschlagen ( 32 ). Die potenziell im Zuge der Gewährt­
rägerhaftung anfallenden Kosten können vom Freistaat 
Sachsen in seiner Rolle als marktwirtschaftlich handel­
nder Investor beim Verkauf der Sachsen LB nicht geltend 
gemacht werden. Deutschland machte keine anderen Ver­
bindlichkeiten geltend, die ein marktwirtschaftlich han­
delnder Investor bei der Quantifizierung der Liquidations­
kosten berücksichtigen könnte. 

(83) Die Kommission bestätigt, dass es das Argument 
Deutschlands nicht akzeptieren kann, dass der Verlust 
des Eigenkapitals in Höhe von 880 Mio. EUR weiterhin 
für den Freistaat Sachsen von Relevanz sei, da dieser die 
Sachsen LB bereits verkauft habe und nicht die Verluste 
im Zuge einer potenziellen Liquidation, sondern nur die 
zusätzlich entstehenden Kosten berücksichtigen würde. 

(84) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass der Freistaat 
Sachsen als Teileigentümer die gesamte Garantie gestellt 
hat und die anderen Eigentümer keine Mittel in die Ga­
rantie eingebracht haben. Als Gegenleistung für eine Ga­
rantie, die im besten (wenngleich unwahrscheinlichen) 
Falle mindestens […] Mio. EUR betrug und sich auf bis 
zu 2,75 Mrd. EUR erstrecken könnte, erzielte der Frei­
staat Sachsen mit dem Verkauf der Sachsen LB nur […] 
Mio. EUR. 

(85) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass der 
Freistaat Sachsen die Sachsen LB zu einem negativen 
Kaufpreis veräußert und damit der Sachsen LB eine staat­
liche Beihilfe gewährt hat. 

7.1.3. DIE REFINANZIERUNG DES SUPER-SIV 

(86) Die Kommission erhob keine wettbewerbsrechtlichen Be­
denken bezüglich der Refinanzierung des Super-SIV 
durch die LBBW und die anderen Landesbanken und 
hält nach Abschluss des Prüfverfahrens an ihrem Stand­
punkt fest, dass diese Maßnahme keine staatliche Beihilfe 
darstellt.
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( 27 ) Entscheidung der Kommission in der Sache C 28/02, Bankgesell­
schaft Berlin (ABl. L 116 vom 14.5.2005, S. 1, Randnummer 140). 

( 28 ) Vgl. Entscheidung der Kommission vom 27.6.2007 in der Sache 
C50/06, BAWAG; noch nicht veröffentlicht, Randnummer 155. 

( 29 ) Verbundene Rechtssachen C-278/92, C-279/92 und C-280/92, Hy­
tasa, Slg. 1994, I-4103, Randnummer 22. 

( 30 ) Vgl. Rechtssache C-334/99, Gröditzer Stahlwerke, Slg. 2003, I- 
1139, Randnummer 133 ff., und die Entscheidung der Kommission 
vom 30. April 2008 in der Sache C 56/08, Bank Burgenland (noch 
nicht veröffentlicht). 

( 31 ) Vgl. Entscheidung der Kommission vom 30. April 2008 in der 
Sache C 56/08, Bank Burgenland (noch nicht veröffentlicht). 

( 32 ) Vgl. Fußnote 1. Die Gewährträgerhaftung würde ohnehin erst dann 
zum Tragen kommen, wenn die Bank erklärt, dass sie ihren Ver­
bindlichkeiten nicht mehr nachkommen kann, d. h. ihre Insolvenz 
anmeldet. Die in Rede stehende Transaktion scheint der Sachsen LB 
somit einen weiteren Vorteil zu verschaffen, da sie nicht nur die 
Gläubiger schützt, sondern auch das Überleben der Bank gewähr­
leistet.



(87) Die Einrichtung des Super-SIV steht eindeutig in Verbin­
dung mit der Umstrukturierung und mit dem Verkauf der 
Sachsen LB an die LBBW. Ohne das Super-SIV hätte die 
Sachsen LB Mark-to-Market-Verluste von rund […(0,5- 
1,5)]. Mrd. EUR decken müssen. Die Einrichtung des Su­
per-SIV ist folglich eng mit der Umstrukturierung und 
dem Verkauf der Sachsen LB verknüpft. Der von der 
LBBW gezahlte Kaufpreis und die Bewertung des Unter­
nehmenswerts der Bank tragen bereits dem eingerichteten 
Super-SIV und der von der LBBW und den Landesbanken 
bereitgestellten Liquidität Rechnung. 

(88) Dennoch würde es sich bei der Refinanzierung des Super- 
SIV um eine staatliche Beihilfe handeln, wenn die LBBW 
und die anderen Landesbanken eine unverhältnismäßig 
hohe Vergütung für die von ihnen bereitgestellte Liquidi­
tät erhalten und wenn sich die LBBW und die anderen 
Landesbanken mit der Bereitstellung der für das Super- 
SIV bestimmten Liquidität nicht wie marktwirtschaftlich 
handelnde Investoren verhalten hätten. 

(89) Die Bereitstellung von Liquidität und Refinanzierungsmit­
teln gehört zum Kerngeschäft einer Bank. Banken stellen 
Marktbeteiligten Liquidität zur Verfügung, die sie wiede­
rum durch das Aufnehmen ähnlicher Summen refinan­
zieren. Je nach eigener Aktiv-Passiv-Struktur wird jede 
Bank die für sie geeignete Refinanzierungsstrategie (in 
Bezug auf Laufzeit und Herkunft der Assets) wählen, 
um ihre Gesamtrefinanzierungskosten zu optimieren 
und die damit verbundenen Risiken auf ein Minimum 
zu beschränken. Im Zuge einer Refinanzierung können 
sich die Fälligkeitstermine der Verbindlichkeiten verkür­
zen oder verlängern, geringere Zinssätze für die neuen 
Verbindlichkeiten ausgehandelt oder eine Mischung dieser 
verschiedenen Möglichkeiten vereinbart werden. Aus der 
Differenz zwischen den Erträgen aus der (z. B. langfristi­
gen) Bereitstellung von Liquidität und den Kosten der (z. 
B. kurzfristigen) Kreditaufnahme ergibt sich die Möglich­
keit, Gewinne zu erwirtschaften. 

(90) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass der LBBW 
und den anderen Landesbanken aus der Bereitstellung der 
für das Super-SIV erforderlichen Liquidität kein Vorteil 
erwachsen ist. In Anbetracht der zahlreichen Investitions­
möglichkeiten auf dem nationalen und dem internationa­
len Kapitalmarkt hätten die LBBW und die Landesbanken 
zweifelsohne die dem Super-SIV zur Verfügung gestellte 
Liquidität auch anderweitig investieren können. Durch 
die Refinanzierung des Super-SIV hat sich deren Gesamt­
refinanzierungsvolumen folglich nicht erhöht. Darüber 
hinaus wurden durch die Refinanzierung keine über 
dem aktuellen Marktwert liegende Renditen erzielt, da 
insbesondere für das von der staatlichen Garantie unter­
legte niedrigere Risiko eine Gebühr gezahlt wurde. Ziel 
des Super-SIV ist es, das Portfolio bis zur Fälligkeit zu 
halten. Die Erträge ergeben sich aus der Rückvergütung 
der den Wertpapieren des Portfolios zugrunde liegenden 
Assets mit ihren unterschiedlichen Fälligkeitsterminen. Es 
war jedoch vereinbart worden, dass die Erträge aus dem 
Super-SIV ausschließlich dazu verwendet würden, um die 
vom Super-SIV an den Freistaat Sachsen zu entrichtende 
Garantiegebühr, die Verwaltungsgebühren für das Super- 
SIV und ein angemessenes Entgelt für die LBBW und die 
anderen Landesbanken für die Bereitstellung der für die 
Refinanzierung des Super-SIV erforderlichen Liquidität zu 
zahlen. 

(91) Die Kommission vertritt außerdem die Auffassung, dass 
die durch die LBBW und die anderen Landesbanken er­
folgte Bereitstellung der Liquidität für das Super-SIV un­
ter marktüblichen Bedingungen erfolgte und ein markt­
wirtschaftlich handelnder Investor, der sich in der Lage 
dieser Kreditinstitute befunden hätte, ebenso gehandelt 
hätte, so dass sich die staatliche Beihilfe im Zusammen­
hang mit dem Super-SIV nicht erhöht hat. Wie weiter 
oben erläutert, wurde den Banken aus den Erträgen des 
SIV ein angemessenes Entgelt gezahlt. Darüber hinaus 
wurden die strukturierten Portfolio-Investments im 
Wert von 17,5 Mrd. EUR in das Super-SIV überführt 
und sollten bis zur Endfälligkeit gehalten werden. Das 
entscheidende Kriterium für die Quantifizierung der mit 
dieser Überführung verbundenen Risiken ist somit „Aus­
fall“ bei Fälligkeit und nicht „Mark-to-Market-Verluste“ 
aufgrund eines temporär nicht vorhandenen Marktes. 
Die erwarteten Verluste (Ausfallrisiko) im „bad case“ wur­
den mit […(> 800)] Mio. EUR veranschlagt, so dass die 
LBBW noch über einen Puffer von […] Mrd. EUR ver­
fügte. Aus unternehmerischer Sicht kann das von der 
LBBW und den anderen Landesbanken eingegangene Ri­
siko deshalb als begrenzt betrachtet werden; dies gilt 
auch für das Risiko, das der Staat über die Garantie des 
Freistaat Sachsen von 2,75 Mrd. EUR hinaus übernom­
men hat. Da der LBBW und den anderen Landesbanken 
marktübliche Zinsen gezahlt wurden, besteht in diesem 
ganz spezifischen Fall kein Grund, die Refinanzierung 
nicht als nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen erfolgt 
zu betrachten. 

(92) Darüber hinaus ist die Refinanzierung des Super-SIV 
durch die LBBW und die Landesbanken nicht mit der 
ersten Maßnahme vergleichbar, bei der es sich um eine 
Beihilfe zugunsten der Sachsen LB handelt. Die Marktver­
hältnisse im Dezember 2007 hatten sich im Verhältnis 
zum August 2007 erheblich verändert. Im August 2007 
fanden sich im Grunde keine Investoren mehr, die bereit 
gewesen wären, in ein Conduit wie das Super-SIV zu 
investieren. Das vom Bankenpool übernommene Risiko 
gegen ein Entgelt von […] Basispunkten war in Anbe­
tracht der Tatsache, dass es zu diesem Zeitpunkt wirklich 
keine Interessenten mehr gab, die in diese Conduits in­
vestiert hätten, nicht marktkonform. Demgegenüber 
kauften Investoren im Dezember angesichts der verbes­
serten Marktbedingungen wieder forderungsbesicherte 
CP. Außerdem war es das Ziel des Super-SIV, die dort 
eingegliederten Portfolios bis zur Fälligkeit zu halten, 
während die Poolbanken CP kauften, die zeitlich befristet 
waren und sicherlich nicht bis zum Fälligkeitstermin der 
Wertpapiere gehalten wurden. Das Entgelt aus dem Pool­
vertrag war sehr gering, so dass Investoren ab Oktober 
2007 auch wieder CP außerhalb des Poolvertrags kauften. 
Die Erholung des Marktes bedeutete, dass sich Investoren 
wieder für die Wertpapiere interessierten, auch wenn 
diese nicht bereit waren, den Nominalwert zu zahlen. 
In Anbetracht der geschätzten Ausfallrisiken kann der 
Schluss gezogen werden, dass die Refinanzierung durch 
die LBBW und die anderen Landesbanken für einen 
marktwirtschaftlich handelnden Investor, der sich in der­
selben Lage befunden hätte wie diese Kreditinstitute, ver­
tretbar gewesen wäre und sie deshalb keine staatliche 
Beihilfe beinhaltete, die über dem Wert der vom Freistaat 
Sachsen gewährten Garantie hinausgeht. Aus den vorste­
henden Gründen kommt die Kommission zu dem
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Schluss, dass die Refinanzierung des Super-SIV keine wei­
tere staatliche Beihilfe beinhaltete. 

7.2. VEREINBARKEIT MIT DEM GEMEINSAMEN MARKT 

(93) Nach Auffassung der Kommission könnten die in Rede 
stehenden Maßnahmen, bei denen es sich, wie weiter 
oben erläutert, um staatliche Beihilfen handelt, nur auf 
der Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstaben b 
und c EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt ver­
einbar erklärt werden, da alle anderen Bestimmungen 
dieses Artikels eindeutig nicht anwendbar sind. 

7.2.1. ARTIKEL 87 ABSATZ 3 BUCHSTABE b EG-VERTRAG: 
BEIHILFEN ZUR BEHEBUNG EINER BETRÄCHTLICHEN 
STÖRUNG IM WIRTSCHAFTSLEBEN EINES MITGLIED­
STAATS 

(94) Gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag sind 
Beihilfen zur Behebung einer beträchtlichen Störung im 
Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats mit dem Gemeinsa­
mem Markt vereinbar. Die Kommission möchte jedoch 
zunächst darauf hinweisen, dass das Gericht erster In­
stanz der Europäischen Gemeinschaften unterstrichen 
hat, dass Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b EG-Vertrag 
restriktiv anzuwenden ist, so dass die Beihilfe nicht nur 
einem Unternehmen oder einem Wirtschaftszweig zugu­
tekommen darf, sondern der Beseitigung einer Störung 
im gesamten Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats dienen 
muss. Daher hat die Kommission entschieden, dass eine 
beträchtliche wirtschaftliche Störung nicht durch eine 
Beihilfe beseitigt wird, die darauf abzielt, „die Schwierig­
keiten eines einzigen Begünstigten […], und nicht des 
gesamten Wirtschaftszweigs zu beheben“. Außerdem hat 
sich die Kommission bisher in allen Fällen, die Banken in 
Schwierigkeiten betreffen, noch nie auf diese Bestimmung 
des EG-Vertrags gestützt. 

(95) Die Untersuchung hat die Beobachtung der Kommission 
bestätigt, dass die Probleme der Sachsen LB auf unter­
nehmensspezifische Ereignisse zurückzuführen sind. Au­
ßerdem haben die von Deutschland vorgelegten Informa­
tionen die Kommission nicht davon überzeugt, dass die 
sich aus einem Konkurs der Sachsen LB ergebenden sys­
temischen Auswirkungen ein Ausmaß erreichen könnten, 
das „eine beträchtliche Störung im Wirtschaftsleben“ 
Deutschlands im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 Buch­
stabe b darstellen würde ( 33 ). Daher beruht der vorlie­
gende Fall auf spezifischen Problemen der Sachsen LB, 
so dass gezielte Abhilfemaßnahmen erforderlich sind, die 
gemäß den Regeln für Unternehmen in Schwierigkeiten 
getroffen werden können. Die Kommission sieht daher 
keinen Grund, die in Rede stehenden Maßnahmen auf 
der Grundlage von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b 
EG-Vertrag für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
zu erklären. 

7.2.2. ARTIKEL 87 ABSATZ 3 BUCHSTABE c EG-VERTRAG: 
BEIHILFEN FÜR UNTERNEHMEN IN SCHWIERIGKEI­
TEN 

(96) Nach Auffassung der Kommission wäre die Sachsen LB 
nach Randnummer 9 der Leitlinien ohne die Liquiditäts­
fazilität des Bankenpools und den vorweggenommenen 
Barausgleich in Höhe von 250 Mio. EUR mit großer 
Wahrscheinlichkeit nicht in der Lage gewesen, der Liqui­
ditätskrise sehr viel länger standzuhalten. Die drohenden 
Verluste hätten zur Schließung der Bank geführt, womit 
die Bedingungen in Randnummer 10 Buchstabe c der 
Leitlinien erfüllt sind. Deutschland hat diesen bereits in 
der Einleitungseröffnung vertretenen Standpunkt nicht 
angefochten. 

7.2.2.1. Rettungsbeihilfe 

(97) Die Untersuchung bestätigte die von der Kommission in 
der Einleitungsentscheidung vertretene Auffassung, dass 
die erste (aber nicht die zweite) Maßnahme als mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbare Rettungsbeihilfe betrach­
tet werden kann, dass sie alle und insbesondere die nach­
stehend erläuterten Bedingungen unter Randnummer 25 
der Leitlinien erfüllt. 

Form der Beihilfe 

(98) Rettungsbeihilfen müssen die Voraussetzung von Rand­
nummer 25 Buchstabe a der Leitlinien erfüllen, denen 
zufolge die Rettungsbeihilfen in Form von Darlehens­
bürgschaften oder Darlehen gewährt werden müssen 
und für die Rückzahlung von Darlehen und die Laufzeit 
von Bürgschaften eine höchstens sechsmonatige Frist ab 
Auszahlung der ersten Rate an das Unternehmen gilt ( 34 ). 

(99) Im vorliegenden Fall stellte der Bankenpool durch den 
Erwerb der von Ormond Quay begebenen CP der Sach­
sen LB eine Liquiditätsfazilität zur Verfügung. Angesichts 
der Bestätigung Deutschlands, dass das Ausfallrisiko der 
zugrunde liegenden Kapitalmarktpositionen weiterhin bei 
der Sachsen LB liegt, kann die Liquiditätsfazilität als ein 
sechsmonatiger Kontokorrentkredit in Höhe von 17,1 
Mrd. EUR betrachtet werden. In anderen Worten, die 
Bereitstellung von Liquidität ist vergleichbar mit einem 
Kredit des Bankenpools an die Sachsen LB. Zudem ist 
die Unterstützung befristet und die bereitgestellte Liqui­
dität wird innerhalb eines Zeitraums von weniger als 
sechs Monaten nach Auszahlung der ersten Rate an das 
Unternehmen zurückgezahlt. Die Maßnahme beinhaltet 
kein strukturelles Element, ist auf die reine Bereitstellung 
von Liquidität beschränkt und eine reversible, da auf 
sechs Monate beschränkte Unterstützungsmaßnahme.
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( 33 ) Vgl. Entscheidung der Kommission vom 30. April 2008 in der 
Sache NN 25/08, Rettungsbeihilfe für die WestLB (noch nicht ver­
öffentlicht). 

( 34 ) Bei Rettungsbeihilfen im Bankensektor kann eine Ausnahme ge­
macht werden. Vgl. Fußnote zu Randnummer 25 Buchstabe a der 
Leitlinien, wo es heißt, dass Beihilfen, die in einer anderen Form als 
in Form von Darlehensbürgschaften oder Darlehen gewährt werden, 
die die Voraussetzungen von Randnummer 25 Buchstabe a der 
Leitlinien erfüllen, den für Rettungsbeihilfen geltenden allgemeinen 
Grundsätzen entsprechen müssen und keine Finanzierungsmaßnah­
men struktureller Art beinhalten dürfen, die sich auf die Eigenmittel 
der Bank auswirken. Vgl. Entscheidung der Kommission vom 5. De­
zember 2007 in der Sache NN 70/07, Northern Rock (noch nicht 
veröffentlicht, Randnummer 43) und Entscheidung der Kommission 
vom 30. April 2008 in der Sache NN 25/08, Rettungsbeihilfe für 
die WestLB (noch nicht veröffentlicht).



(100) Zudem werden die Refinanzierungskosten der Sachsen LB 
durch die Liquiditätsfazilität nicht auf ein Niveau gesenkt, 
das unter dem marktüblichen Satz liegen würde. Wie 
unter den Randnummern 0 und 0 erwähnt, erfolgte die 
von der Sachsen LB gezahlte Vergütung nach EURIBOR, 
der am 6. August 2007 4,112 ( 35 ) betrug, plus […] Basis­
punkte, d. h. es wurde eine Vergütung von […] gezahlt, 
die somit über dem Referenzzinssatz für Deutschland 
von 4,62 (August 2007) lag. 

Erforderliches Mindestmaß 

(101) Gemäß Randnummer 25 Buchstabe d muss die Höhe der 
Rettungsbeihilfe auf den Betrag begrenzt sein, der für die 
Weiterführung des Unternehmens während der sechs 
Monate, für die die Beihilfe gewährt wurde, erforderlich 
ist. Die Kommission weist in diesem Zusammenhang da­
rauf hin, dass die Ankaufsverpflichtung des Bankenpools 
nur für CP bestand, die nicht auf dem Markt platziert 
werden konnten. Der Bankenpool war also nur verpflich­
tet, jene von Ormond Quay begebene CP zu kaufen, für 
die eine Platzierung an andere Investoren als die Poolban­
ken nicht möglicht war. Auf dieser Grundlage kommt die 
Kommission zu dem Schluss, dass es sich bei der Bereit­
stellung der Liquiditätsfazilität um das notwendige Mini­
mum für die Weiterführung der Geschäfte der Sachsen 
LB handelte. 

(102) Da die Laufzeit der CP einen Monat nicht überschreiten 
durfte, wurden jeden Monat neue CP emittiert. Ab Okto­
ber 2007 kauften einige Investoren (vor allem […(Ban­
ken, die dem öffentlichen Sektor angehören)]) jedoch 
auch wieder CP, die auf dem Markt platziert waren und 
folglich nicht in Verbindung mit dem Poolvertrag stan­
den, so dass der Poolvertrag seinen ursprünglichen 
Zweck verloren hatte. 

Vermeidung unzumutbarer Wettbewerbsverzerrun­
gen 

(103) Gemäß Randnummer 25 Buchtstabe b der Leitlinien 
kann eine Rettungsbeihilfe auch aus akuten sozialen 
Gründen gerechtfertigt sein, darf aber keine unverhältnis­
mäßig gravierenden Ausstrahlungseffekte in anderen Mit­
gliedstaaten haben. Die in Rede stehende Maßnahme 
kann mit akuten sozialen Schwierigkeiten begründet wer­
den, denn ohne die Maßnahme hätte die Sachsen LB 
abgewickelt werden müssen, was mit einem erheblichen 
Personalabbau verbunden gewesen wäre. Die Maßnahme 
hat keine unverhältnismäßig gravierenden Ausstrahlungs­
effekte in anderen Mitgliedstaaten, da die Bank unter den 
finanziellen Bedingungen des Poolvertrags nicht in der 
Lage ist, aggressiv auf dem Markt aufzutreten. 

Grundsatz der einmaligen Beihilfe 

(104) Der Grundsatz der einmaligen Beihilfe ist erfüllt, da der 
Sachsen LB bislang keine Rettungs- oder Umstrukturie­
rungsbeihilfe gewährt wurde. 

7.2.2.2. Umstrukturierungsbeihilfe 

(105) Aus den Untersuchungsergebnissen konnte die Kommis­
sion den Schluss ziehen, dass die zweite Maßnahme, bei 
der es sich nicht um eine Rettungsbeihilfe handelt, als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare Umstrukturie­
rungsbeihilfe betrachtet werden kann, weil sie alle Vo­
raussetzungen der Leitlinien erfüllt. 

Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität 

(106) Die vorliegende Untersuchung bestätigt erstens, dass 
durch die Umstrukturierung die langfristige Rentabilität 
der Sachsen LB wiederhergestellt wird. Nach Auffassung 
der Kommission ist der Verkauf der Sachsen LB an die 
LBBW für die Lösung der aufgetretenen Schwierigkeiten 
und für eine positive wirtschaftliche Entwicklung der 
Bank innerhalb der LBBW-Gruppe von entscheidender 
Bedeutung. Die LBBW hat das neue Geschäftsmodell für 
die Sachsen LB bereits erfolgreich in Rheinland-Pfalz ein­
setzen können. Darüber hinaus wies Deutschland darauf 
hin, dass die Eigenkapitalrendite der Sachsen Bank jene 
der privatwirtschaftlichen Wettbewerber erreichen wird. 

(107) Des Weiteren bestätigte die Untersuchung, dass die 
LBBW eine Neuausrichtung der in Sachsen angesiedelten 
Geschäftsfelder der Bank vorgenommen und die verlust­
bringenden Geschäftsbereiche in Sachsen insofern aufge­
geben hat, als in Sachsen keine neuen strukturierten In­
vestmentgeschäfte mehr getätigt werden. 

(108) Das neue Geschäftsmodell der LBBW zeigt erstens, dass 
die künftige Geschäftstätigkeit der früheren Sachsen LB 
reduziert und auf das Firmenkunden- und Privatkunden­
geschäft in Sachsen und in den angrenzenden Regionen 
konzentriert werden wird, während die zentralen Aufga­
ben in die LBBW integriert und von dieser wahrgenom­
men werden sollen. Nach Auffassung der Kommission 
ist, wie aus den übermittelten Unterlagen hervorgeht, 
die Fokussierung der Sachsen LB auf Firmenkunden 
und wohlhabende Privatkunden ein tragfähiges Geschäfts­
modell. Diese Geschäftstätigkeiten ergänzen das Sparkas­
sen-Geschäftsmodell; die LBBW hat bereits in Baden- 
Württemberg und in Rheinland-Pfalz die Nachhaltigkeit 
dieses Modells unter Beweis stellen können. Die Kommis­
sion prüfte die zugrunde liegende Marktentwicklungs­
prognose und befand diese als plausibel; die veranschlag­
ten Erträge sind nach Auffassung der Kommission reali­
sierbar. Den weiter oben dargelegten Ergebnissen zufolge 
sollte die Sachsen Bank in der Lage sein, sich aus eigener 
Kraft auf dem sächsischen und dem grenzüberschreiten­
den Finanzmarkt zu behaupten. Zweitens, wie aus der 
ausführlichen Darstellung der konjunkturellen Umstände, 
die zu den Schwierigkeiten der Bank führten, hervorgeht, 
ist die Übertragung des Kapitalmarkt- und Eigenhandels­
geschäfts auf die LBBW und die im Umstrukturierungs­
plan vorgesehene Reduzierung der Geschäftstätigkeit der 
Sachsen LB Europe unbedingt erforderlich, damit sich 
Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen.
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( 35 ) Da der Bankenpool das Portfolio auf Monatsbasis refinanziert, wird 
EURIBOR 1 Monat zugrunde gelegt.



(109) Der Vollständigkeit halber nimmt die Kommission zur 
Kenntnis, dass im Umstrukturierungsplan für die Sachsen 
LB auch auf die nachhaltige Lösung zur Wiederherstel­
lung der langfristigen Rentabilität der Sachsen LB als 
selbstständige Anstalt zum Zeitpunkt des Verkaufs der 
Bank eingegangen wird, obwohl dieses Modell aufgrund 
der Eingliederung der Sachsen LB in die LBBW, durch die 
das Überleben der Sachsen LB gesichert werden konnte, 
nie konkrete Formen annahm. Dem Umstrukturierungs­
plan, dem eine Marktstudie beigefügt war und der sich 
auf solide Marktentwicklungsprognosen stützte, ist klar 
zu entnehmen, dass sich das gewählte Geschäftsmodell 
bewähren würde. Dies kann aus den weiter oben ange­
führten Geschäftszahlen geschlossen werden, denen zu­
folge sich selbst im schlimmsten Fall („worst case“) die 
Bruttoerlöse und die Betriebsergebnisse der Sachsen LB 
im Zeitraum von 2007 bis 2012 […] positiv entwickeln 
werden. Die Bruttoerlöse für das Firmenkundengeschäft 
(Corporate Finance) werden von […] Mio. EUR auf […] 
Mio. EUR steigen, was einer kumulierten jährlichen Stei­
gerungsrate von […] entspricht. Insgesamt ergibt dies 
einen Zuwachs von […] vor Synergien und einen Zu­
wachs von […] bei den Ertragssynergien. Das […] ist auf 
die Umstrukturierungskosten zurückzuführen und wird 
von […] Mio. EUR auf […] Mio. EUR sinken. Die Kom­
mission prüfte auch die dem Umstrukturierungsplan zu­
grunde liegenden Annahmen und sieht keinen Grund, sie 
nicht als realistisch zu befinden. 

7.2.2.3. Begrenzung der Beihilfe auf das erforderliche 
Mindestmaß — Eigenbeiträge 

(110) Die Zweifel der Kommission, dass die Beihilfe auf das 
erforderliche Mindestmaß begrenzt ist, konnten ausge­
räumt werden. Die Kommission ist der Auffassung, dass 
die Beihilfe auf das erforderliche Mindestmaß beschränkt 
ist und dass entsprechend den Vorgaben in den Leitlinien 
durch eigene Mittel ein erheblicher Beitrag zur Umstruk­
turierung geleistet wird, d. h. es werden über 50 % der 
Umstrukturierungskosten selbst finanziert. 

(111) Zu diesem Schluss ist die Kommission unter Berücksich­
tigung der nachstehend erläuterten Aspekte gekommen. 

(112) Erstens, die Bank ist im Rahmen eines beihilfefreien 
Rechtsgeschäfts an einen neuen Eigentümer, die LBBW, 
veräußert worden. Die LBBW trägt alle mit der Einrich­
tung des Super-SIV und der Eingliederung der Sachsen LB 
verbundenen Umstrukturierungskosten, die mit […] Mio. 
EUR bis […] Mio. EUR veranschlagt werden. 

(113) Zweitens, die LBBW hat vorab einen Verlustausgleich von 
250 Mio. EUR gezahlt. Des Weiteren hat sie einen Teil 
der Verluste und des Finanzierungsbedarfs für das Port­
folio 1 übernommen. Darüber hinaus hat sich die LBBW 
verpflichtet, bestimmte Aktiva der Sachsen LB zu veräu­
ßern. Da es im Moment jedoch nicht möglich ist, die 
Erträge aus diesen Verkäufen genau zu beziffern, können 
sie nicht als Eigenbeitrag berücksichtigt werden. 

(114) Drittens, die Sachsen LB brauchte liquide Mittel in Höhe 
von 17,5 Mrd. EUR für die Finanzierung ihrer Zweckge­
sellschaft, die in strukturierte Investments investiert hatte. 
Obwohl es sich hierbei im Grunde um eine ganz normale 
Vorgehensweise einer Bank handelt (mit der folglich 
keine Umstrukturierungskosten verbunden wären), ver­
hält sich die Lage im speziellen Fall der Sachsen LB, die 
eine derartige Refinanzierung nicht mehr leisten konnte, 
anders ( 36 ). 

(115) Es stellt sich durchaus die Frage, ob diese Refinanzierung 
als Eigenbeitrag akzeptiert werden kann. 

(116) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass es sich bei 
den von der LBBW und den anderen Landesbanken ak­
zeptierten Refinanzierungsbedingungen um Geschäftsbe­
dingungen handelt, die auch von einem marktwirtschaft­
lichen handelnden Investor in vergleichbarer Situation 
unter Berücksichtigung der vom Freistaat Sachsen gestell­
ten Garantie von 2,75 Mrd. EUR akzeptiert worden wä­
ren. Im Falle unabhängiger privater Investoren müsste 
eine solche Refinanzierung über Eigenmittel der erwerb­
enden Bank oder über eine zu Marktbedingungen ge­
währte Fremdfinanzierung durch die anderen investieren­
den Banken erfolgen (siehe Abschnitt 7.1.3). In Anbe­
tracht der Garantie handelt es sich somit bei 2,75 Mrd. 
EUR der Refinanzierungssumme eindeutig nicht um eine 
beihilfefreie Leistung, wobei geltend gemacht werden 
könnte, dass sich dies auf die gesamte nachrangige 
Tranche auswirken könnte, die von der Käuferin finan­
ziert wird ( 37 ). Die in Rede stehende Maßnahme wird 
dadurch jedoch nicht zu einer staatlichen Beihilfe, sie 
wird lediglich durch eine staatliche Beihilfe begünstigt. 

(117) Dagegen ist die Kommission nicht der Auffassung, dass 
in einem solchen Szenario die von anderen unabhängi­
gen marktwirtschaftlich handelnden Banken bereitge­
stellte Finanzierung für die zweite vorrangige Tranche 
eine Beihilfe enthält. In diesem Falle wären die investier­
enden Banken durch die gesamte nachrangige Tranche in 
Höhe von 8,54 Mrd. EUR geschützt (und zwar ungeach­
tet der Garantie, die der Freistaat Sachsen stellte). Ihre 
Entscheidung, die Refinanzierung der vorrangigen 
Tranche zu übernehmen, stützte sich auf die Tatsache, 
dass sie den Schutz der gesamten ersten Tranche genos­
sen. Jegliche Beihilfe würde sich unter diesen Umständen 
auf die erste Tranche beschränken, so dass zumindest die 
zweite Tranche als marktwirtschaftlich und somit als Ei­
genbeitrag betrachtet werden kann. 

(118) Der Eigenbeitrag im Rahmen der Refinanzierung des Su­
per-SIV liegt folglich bei knapp über 8,75 Mrd. EUR.
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(119) Abschließend ist festzuhalten, dass von den Umstruktu­
rierungskosten in Höhe von […] Mrd. EUR […] Mrd. 
EUR ([…]) als Eigenbeitrag akzeptiert werden können. 
Die Kommission kommt deshalb zu dem Schluss, dass 
der Eigenbeitrag insgesamt 51 % der Umstrukturierungs­
kosten beträgt und damit über dem in den Leitlinien 
geforderten Beitrag von mindestens 50 % liegt. 

7.2.2.4. Vermeidung unzumutbarer Wettbewerbsverfäl­
schungen — Ausgleichsmaßnahmen 

(120) Die Kommission ist nach der Untersuchung und nach 
Unterredungen mit Deutschland davon überzeugt, dass 
ausreichende Maßnahmen ergriffen werden, um mögliche 
nachteilige Auswirkungen der Beihilfe auf die Wettbewer­
ber soweit wie möglich abzuschwächen. Nach Auffassung 
der Kommission stehen die Maßnahmen im Verhältnis zu 
den durch die Beihilfe verursachten Verzerrungseffekten, 
die im Wesentlichen auf die Weiterführung der Sachsen 
LB — wenn auch nur als Teil der LBBW — zurückzu­
führen sind. 

(121) Es wurde eine deutliche Rückführung des Kapitalmarkt­
geschäfts der Sachsen LB vorgenommen. Dies beinhaltet 
insbesondere die Liquidierung bzw. Veräußerung der 
Sachsen LB Europe, was über die ursprünglichen Absich­
ten des Umstrukturierungsplans hinausgeht. LBBW hatte 
beabsichtigt, die Geschäftstätigkeit der Tochtergesellschaft 
in Dublin, wenn auch in kleinerem Umfang, weiterzu­
führen. Die Sachsen LB Europe ist, unabhängig von der 
Tatsache, dass sich einige der von ihr betreuten Portfolios 
im Zuge der Finanzkrise als verlustbringend erwiesen, ein 
etablierter Dienstleister für strukturierte finanzielle Inves­
titionen mit einschlägigem Know-how. Die Sachsen LB 
Europe hätte Geschäfte für Dritte weiterführen und auf 
diese Weise Provisionserträge für die Sachsen LB/LBBW 
erwirtschaften können. Die Sachsen LB Europe war bis zu 
den Entwicklungen im Sommer 2007 die Hauptgewinn­
quelle der Sachsen LB-Gruppe. Außerdem waren es die 
Geschäftsbereiche der Sachsen LB Europe, die durch die 
Verzerrungen aufgrund des Wettbewerbsverhaltens der 
Sachsen LB in Mitleidenschaft gezogen worden waren. 
Die Kommission betrachtet folglich die Liquidierung 
bzw. die Veräußerung der Sachsen LB Europe als wirk­
same Ausgleichsmaßnahme. 

(122) Nach Auffassung der Kommission ist auch die Veräuße­
rung der Beteiligung an der Tochtergesellschaft East Mer­
chant GmbH, die im strukturierten Finanzmarktgeschäft 
der Sachsen LB eine wichtige Rolle spielte, eine wirksame 
Ausgleichsmaßnahme. East Merchant ist in verschiedenen 
Bereichen des strukturierten Finanzmarktgeschäfts, u. a. 
im Leasinggeschäft für Transport und Logistik, tätig. Das 
Unternehmen trug regelmäßig mit sehr guten Ergebnis­
sen zu den Gewinnen der Sachsen LB bei. 

(123) Dasselbe gilt für die Veräußerung der […]. Da sich diese 
Gesellschaften […], konzentrieren, können sie, wie weiter 
oben angedeutet, in der Tat nicht mit Subprime-Aktivitä­
ten in Verbindung gebracht werden. Da die Veräußerung 
dieser beiden Tochtergesellschaften zudem nicht im Um­

strukturierungsplan der LBBW für die Sachsen LB vorge­
sehen war, kann ihr Verkauf als Ausgleichsmaßnahme 
betrachtet werden. 

(124) Außerdem haben sich Deutschland und die LBBW ver­
pflichtet, dass die Sachsen Bank keine Eigenhandelsge­
schäfte und keine internationalen Immobiliengeschäfte 
aktiv betreibt. 

(125) Die hier beschriebene Veräußerung betrifft Unternehmen, 
die laut Planung für 2008 rund […(> 25)] % der Ge­
winne der Sachsen LB-Gruppe erwirtschaften sollten. Es 
handelt sich somit um eine Ausgleichsmaßnahme, die in 
Umfang und Form ausreicht, um die Verzerrungseffekte 
einer derart umfangreichen Beihilfe angemessen zu be­
grenzen ( 38 ). Dies gilt umso mehr, als die Marktpräsenz 
der Sachsen LB trotz des hohen Beihilfebetrags relativ 
klein ist und die von der LBBW ergriffenen Maßnahmen 
auch zur Stabilisierung der Finanzmärkte beitragen. 

(126) Darüber hinaus räumt die Kommission ein, dass die alten 
Eigentümer der Bank und die Geschäftsleitung nicht 
mehr an den Geschäftstätigkeiten der Sachsen LB beteiligt 
sind, womit ein wichtiges Signal in Bezug auf die Be­
kämpfung von Moral Hazard gesetzt wurde. 

(127) Insgesamt vertritt die Kommission die Auffassung, dass 
die Ausgleichsmaßnahmen im Verhältnis zu den Verzer­
rungseffekten stehen, die durch die der Sachsen LB ge­
währte Beihilfe verursacht wurden. 

(128) Die Kommission ist über den Fortgang der Umsetzung 
der obengenannten Ausgleichsmaßnahmen auf dem Lau­
fenden zu halten. 

8. VORSCHLAG 

(129) Aus diesen Gründen kommt die Kommission zu dem 
Ergebnis, dass die beiden in Rede stehenden Maßnahmen 
— die Liquiditätsfazilität und die Bereitstellung einer Ga­
rantie — unter Verstoß des Artikels 88 Absatz 3 EG- 
Vertrag durchgeführt wurden. Die Kommission kommt 
jedoch zu dem Schluss, dass es sich bei der Liquiditätsfa­
zilität um eine Rettungsbeihilfe und bei der für die Sach­
sen LB gestellten Garantie um eine Umstrukturierungs­
beihilfe handelt, die gemäß Artikel 87 Absatz 3 EG-Ver­
trag als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar betrach­
tet werden können, solange die einschlägigen Vorausset­
zungen erfüllt sind — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liquiditätsfazilität und die Garantie, die der Landesbank 
Sachsen Girozentrale (Sachsen LB) in Verbindung mit ihrer Ver­
äußerung bereitgestellt wurden, stellen eine staatliche Beihilfe im 
Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag dar, die bei Erfüllung 
der in Artikel 2 genannten Bedingungen und Verpflichtungen 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist.
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Artikel 2 

(1) Der Umstrukturierungsplan für die Sachsen LB, den 
Deutschland der Kommission im April 2008 übermittelte, 
wird vollständig umgesetzt. 

(2) Die folgenden Beteiligungen werden an eine dritte, von 
der Gruppe der Landesbank Baden-Württemberg (LBBW- 
Gruppe) unabhängige Partei veräußert bzw. liquidiert: 

a) Die Sachsen LB Europe plc wird bis zum […] veräußert oder 
liquidiert. Die LBBW-Gruppe wird kein Personal der Sachsen 
LB Europe plc übernehmen, es sei denn, sie ist hierzu recht­
lich verpflichtet, und wird insofern dem heutigen Personal 
der Sachsen LB Europe plc weder neue Arbeitsverträge an­
bieten, noch solche Verträge abschließen. Diese Verpflich­
tung gilt für die Dauer von zwei Jahren nach Erlass dieser 
Entscheidung. 

b) Die Beteiligung an der East Merchant GmbH wird bis […] 
veräußert. 

c) Die […] veräußert. 

(3) Es gelten die folgenden Verpflichtungen: 

a) Deutschland stellt sicher, dass die Sachsen LB, vertreten 
durch die LBBW, in keiner ihrer Niederlassungen im Freistaat 
Sachsen über die Betreuung ihrer Kunden in ihren Kernge­
schäftsfeldern hinausgehende Eigenhandelsgeschäfte auf ei­

gene Rechnung und eigenes Risiko als eigenständiges Ge­
schäftsfeld aktiv betreibt. Diese Verhaltenszusage gilt bis 
Ende 2011. 

b) Deutschland stellt sicher, dass die Sachsen LB, vertreten 
durch die LBBW, in keiner ihrer Niederlassungen im Freistaat 
Sachsen über die Betreuung ihrer Kunden in ihren Kernge­
schäftsfeldern hinausgehende internationale Immobilienge­
schäfte als eigenständiges Geschäftsfeld aktiv betreibt. Diese 
Verhaltenszusage gilt bis Ende 2011. 

(4) Damit die Erfüllung der in den Absätzen 1, 2 und 3 
festgelegten Bedingungen und Verpflichtungen überwacht wer­
den kann, übermittelt Deutschland bis 2012 regelmäßig Be­
richte über den Fortgang der Umsetzung des Umstrukturie­
rungsplans und dieser Bedingungen und Verpflichtungen. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland ge­
richtet. 

Brüssel, den 4. Juni 2008 

Für die Kommission 

Neelie KROES 
Mitglied der Kommission

DE L 104/50 Amtsblatt der Europäischen Union 24.4.2009



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 23. April 2009 

zur Änderung der Entscheidung 2003/467/EG hinsichtlich der amtlichen Anerkennung bestimmter 
italienischer Verwaltungsregionen als frei von Rindertuberkulose, Rinderbrucellose und 
enzootischer Rinderleukose, bestimmter polnischer Verwaltungsregionen als frei von 

enzootischer Rinderleukose sowie von Polen und Slowenien als frei von Rindertuberkulose 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 2972) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/342/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner­
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schwei­
nen ( 1 ), insbesondere auf Anhang A Kapitel I Nummer 4, An­
hang A Kapitel II Nummer 7 und Anhang D Kapitel I 
Buchstabe E, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 64/432/EWG können Mitgliedstaa­
ten bzw. Teile oder Regionen von Mitgliedstaaten in Be­
zug auf die Rinderbestände amtlich als frei von Rinder­
tuberkulose, Rinderbrucellose und enzootischer Rinder­
leukose anerkannt werden, wenn sie bestimmte in der 
genannten Richtlinie festgelegte Bedingungen erfüllen. 

(2) Die Entscheidung 2003/467/EG der Kommission vom 
23. Juni 2003 zur Feststellung des amtlich anerkannt 
tuberkulose-, brucellose- und rinderleukosefreien Status 
bestimmter Mitgliedstaaten und Regionen von Mitglied­
staaten in Bezug auf die Rinderbestände ( 2 ) enthält die 
Liste der Regionen von Mitgliedstaaten, die amtlich als 
frei von Rindertuberkulose, Rinderbrucellose und enzoo­
tischer Rinderleukose anerkannt sind. 

(3) Italien hat der Kommission für die Provinz Oristano in 
der Region Sardinien Unterlagen übermittelt, aus denen 
hervorgeht, dass alle Bedingungen der Richtlinie 
64/432/EWG erfüllt sind, damit die genannte Provinz 
amtlich als von Rindertuberkulose freie Region Italiens 
anerkannt werden kann. 

(4) Italien hat der Kommission für alle Provinzen der Region 
Marken und die Provinz Cuneo, die letzte noch nicht in 
Anhang II Kapitel 2 der Entscheidung 2003/467/EG auf­
genommene Provinz der Region Piemont, Unterlagen 
übermittelt, aus denen hervorgeht, dass alle Bedingungen 

der Richtlinie 64/432/EWG erfüllt sind, damit die gesam­
ten genannten Regionen amtlich als von Rinderbrucellose 
freie Regionen Italiens anerkannt werden können. 

(5) Italien hat der Kommission außerdem für alle Provinzen 
der Region Sardinien Unterlagen übermittelt, aus denen 
hervorgeht, dass alle Bedingungen der Richtlinie 
64/432/EWG erfüllt sind, damit die genannte Region 
amtlich als von enzootischer Rinderleukose freie Region 
Italiens anerkannt werden kann. 

(6) Im Anschluss an die Auswertung der von Italien vorge­
legten Unterlagen sollten die betreffende Provinz und die 
betreffenden Regionen amtlich als von Rindertuberku­
lose, Rinderbrucellose bzw. enzootischer Rinderleukose 
freie Regionen Italiens anerkannt werden. 

(7) Polen hat der Kommission für sein gesamtes Hoheitsge­
biet Unterlagen übermittelt, aus denen hervorgeht, dass 
alle Bedingungen der Richtlinie 64/432/EWG erfüllt sind, 
damit der genannte Mitgliedstaat amtlich als von Rinder­
tuberkulose freier Mitgliedstaat anerkannt werden kann. 

(8) Polen hat der Kommission außerdem für 11 Verwal­
tungsregionen (Landkreise) innerhalb der übergeordneten 
Verwaltungseinheiten (Woiwodschaften) Podlaskie und 
Pomorskie Unterlagen übermittelt, aus denen hervorgeht, 
dass alle Bedingungen der Richtlinie 64/432/EWG erfüllt 
sind, damit die genannten Regionen amtlich als von en­
zootischer Rinderleukose freie Regionen Polens aner­
kannt werden können. 

(9) Im Anschluss an die Auswertung der von Polen vorge­
legten Unterlagen sollte das gesamte Hoheitsgebiet Polens 
amtlich als von Rindertuberkulose freier Mitgliedstaat an­
erkannt werden; die polnischen Regionen (Landkreise) 
sollten amtlich als von enzootischer Rinderleukose freie 
Regionen des genannten Mitgliedstaats anerkannt wer­
den. 

(10) Slowenien hat der Kommission für sein gesamtes Ho­
heitsgebiet Unterlagen übermittelt, aus denen hervorgeht, 
dass alle Bedingungen der Richtlinie 64/432/EWG erfüllt 
sind, damit Slowenien amtlich als von Rindertuberkulose 
freier Mitgliedstaat anerkannt werden kann.
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(11) Im Anschluss an die Auswertung der von Slowenien vor­
gelegten Unterlagen sollte das gesamte Hoheitsgebiet Slo­
weniens amtlich als von Rindertuberkulose freier Mit­
gliedstaat anerkannt werden. 

(12) Die Entscheidung 2003/467/EG sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(13) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I, II und III der Entscheidung 2003/467/EG wer­
den gemäß dem Anhang der vorliegenden Entscheidung geän­
dert. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 23. April 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Die Anhänge I, II und III der Entscheidung 2003/467/EG werden wie folgt geändert: 

1. Anhang I erhält folgende Fassung: 

„ANHANG I 

KAPITEL 1 

Amtlich anerkannt tuberkulosefreie Mitgliedstaaten 

ISO-Code Mitgliedstaat 

BE Belgien 

CZ Tschechische 
Republik 

DK Dänemark 

DE Deutschland 

FR Frankreich 

LU Luxemburg 

NL Niederlande 

AT Österreich 

PL Polen 

SI Slowenien 

SK Slowakei 

FI Finnland 

SE Schweden 

KAPITEL 2 

Amtlich anerkannt tuberkulosefreie Regionen von Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Region Emilia-Romagna, 

— Region Friaul-Julisch-Venetien, 

— Region Lombardei: die Provinzen Bergamo, Como, Lecco und Sondrio, 

— Region Marken: Provinz Ascoli Piceno, 

— Region Piemont: die Provinzen Novara, Verbania und Vercelli, 

— Region Sardinien: Provinz Oristano, 

— Region Toskana: die Provinzen Grosseto, Livorno, Lucca, Prato, Pisa, Pistoia und Siena, 

— Region Trentino-Südtirol: die Provinzen Bozen und Trient, 

— Region Venetien.“
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2. Anhang II Kapitel 2 erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL 2 

Amtlich anerkannt brucellosefreie Regionen von Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Region Emilia-Romagna: die Provinzen Bologna, Ferrara, Forlì-Cesena, Modena, Parma, Piacenza, Ravenna, Reggio 
Emilia und Rimini, 

— Region Friaul-Julisch-Venetien, 

— Region Latium: Provinz Rieti, 

— Region Ligurien: die Provinzen Imperia und Savona, 

— Region Lombardei: die Provinzen Bergamo, Brescia, Como, Cremona, Lecco, Lodi, Mantua, Mailand, Pavia, Sondrio 
und Varese, 

— Region Marken, 

— Region Piemont, 

— Region Apulien: Provinz Brindisi, 

— Region Sardinien: die Provinzen Cagliari, Nuoro, Oristano und Sassari, 

— Region Toskana, 

— Region Trentino-Südtirol: die Provinzen Bozen und Trient, 

— Region Umbrien: die Provinzen Perugia und Terni, 

— Region Venetien. 

In Portugal: 

— Autonome Region der Azoren: die Inseln Pico, Graciosa, Flores und Corvo. 

Im Vereinigten Königreich: 

— Großbritannien: England, Schottland und Wales.“ 

3. Anhang III Kapitel 2 erhält folgende Fassung: 

„KAPITEL 2 

Amtlich anerkannt von enzootischer Rinderleukose freie Regionen von Mitgliedstaaten 

In Italien: 

— Region Abruzzen: Provinz Pescara, 

— Region Emilia-Romagna: die Provinzen Bologna, Ferrara, Forlì-Cesena, Modena, Parma, Piacenza, Ravenna, Reggio 
Emilia und Rimini, 

— Region Friaul-Julisch-Venetien,
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— Region Latium: die Provinzen Frosinone und Rieti, 

— Region Ligurien: die Provinzen Imperia und Savona, 

— Region Lombardei: die Provinzen Bergamo, Brescia, Como, Cremona, Lecco, Lodi, Mantua, Mailand, Pavia, Sondrio 
und Varese, 

— Region Marken: die Provinzen Ancona, Ascoli Piceno, Macerata und Pesaro, 

— Region Molise, 

— Region Piemont: die Provinzen Alessandria, Asti, Biella, Cuneo, Novara, Torino, Verbania und Vercelli, 

— Region Sardinien, 

— Region Toskana: die Provinzen Arezzo, Florenz, Grosseto, Livorno, Lucca, Massa-Carrara, Pisa, Pistoia, Prato und 
Siena, 

— Region Trentino-Südtirol: die Provinzen Bozen und Trient, 

— Region Umbrien: die Provinzen Perugia und Terni, 

— Region Aostatal: Provinz Aosta, 

— Region Venetien. 

In Polen: 

— Woiwodschaft Niederschlesien 

Landkreise: Bolesławiecki, Dzierżoniowski, Głogowski, Górowski, Jaworski, Jeleniogórski, Jelenia Góra, 
Kamiennogórski, Kłodzki, Legnicki, Legnica, Lubański, Lubiński, Lwówecki, Milicki, Oleśnicki, 
Oławski, Polkowicki, Strzeliński, Średzki, Świdnicki, Trzebnicki, Wałbrzyski, Wałbrzych, Wo­ 
łowski, Wrocławski, Wrocław, Ząbkowicki, Zgorzelecki, Złotoryjski. 

— Woiwodschaft Lublin 

Landkreise: Bialski, Biała Podlaska, Biłgorajski, Chełmski, Chełm, Hrubieszowski, Janowski, Krasnostawski, 
Kraśnicki, Lubartowski, Lubelski, Lublin, Łęczyński, Łukowski, Opolski, Parczewski, Puławski, 
Radzyński, Rycki, Świdnicki, Tomaszowski, Włodawski, Zamojski, Zamość. 

— Woiwodschaft Kujawien-Pommern 

Landkreise: Aleksandrowski, Chełmiński, Golubsko-Dobrzyński, Grudziądzki, Grudziądz, Toruński, Toruń, 
Wąbrzeski. 

— Woiwodschaft Lodsch 

Landkreise: Bełchatowski, Brzeziński, Kutnowski, Łaski, Łęczycki, Łowicki, Łódzki, Łódź, Opoczyński, 
Pabianicki, Pajęczański, Piotrkowski, Piotrków Trybunalski, Poddębicki, Radomszczański, Raw­
ski, Sieradzki, Skierniewicki, Skierniewice, Tomaszowski, Wieluński, Wieruszowski, Zduńsko­
wolski, Zgierski. 

— Woiwodschaft Kleinpolen 

Landkreise: Brzeski, Bocheński, Chrzanowski, Dąbrowski, Gorlicki, Krakowski, Kraków, Limanowski, Mie­
chowski, Myślenicki, Nowosądecki, Nowotarski, Nowy Sącz, Oświęcimski, Olkuski, Proszowi­
cki, Suski Tarnowski, Tarnów, Tatrzański, Wadowicki, Wielicki.
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— Woiwodschaft Masowien 

Landkreise: Białobrzeski, Garwoliński, Grójecki, Gostyniński, Grodziski, Kozienicki, Lipski, Płock, Płocki, 
Pruszkowski, Przysuski, Radom, Radomski, Sochaczewski, Szydłowiecki, Warszawski Za­
chodni, Zwoleński, Żyrardowski. 

— Woiwodschaft Oppeln 

Landkreise: Brzeski, Głubczycki, Kędzierzyńsko-Kozielski, Kluczborski, Krapkowicki, Namysłowski, Nyski, 
Oleski, Opolski, Opole, Prudnicki, Strzelecki. 

— Woiwodschaft Vorkarpaten 

Landkreise: Bieszczadzki, Brzozowski, Dębicki, Jarosławski, Jasielski, Kolbuszowski, Krośnieński, Krosno, 
Leski, Leżajski, Lubaczowski, Łańcucki, Mielecki, Niżański, Przemyski, Przemyśl, Przeworski, 
Ropczycko-Sędziszowski, Rzeszowski, Rzeszów, Sanocki, Stalowowolski, Strzyżowski, Tarn­
obrzeg, Tarnobrzeski. 

— Woiwodschaft Podlachien 

Landkreise: Augustowski, Białostocki, Białystok, Bielski, Hajnowski, Sejneński, Siemiatycki, Sokólski, Su­
walski, Suwałki, Wysokomazowiecki, Zambrowski. 

— Woiwodschaft Pommern 

Landkreise: Gdańsk, Gdański, Gdynia, Lęborski, Sopot, Wejherowski. 

— Woiwodschaft Schlesien 

Landkreise: Będziński, Bielski, Bielsko-Biała, Bieruńsko-Lędziński, Bytom, Chorzów, Cieszyński, Często­
chowski, Częstochowa, Dąbrowa Górnicza, Gliwicki, Gliwice, Jastrzębie Zdrój, Jaworzno, Ka­
towice, Kłobucki, Lubliniecki, Mikołowski, Mysłowice, Myszkowski, Piekary Śląskie, Pszczyń­
ski, Raciborski, Ruda Śląska, Rybnicki, Rybnik, Siemianowice Śląskie, Sosnowiec, Świętochło­
wice, Tarnogórski, Tychy, Wodzisławski, Zabrze, Zawierciański, Żory, Żywiecki. 

— Woiwodschaft Heiligkreuz 

Landkreise: Buski, Jędrzejowski, Kazimierski, Kielecki, Kielce, Konecki, Opatowski, Ostrowiecki, Pińczow­
ski, Sandomierski, Skarżyski, Starachowicki, Staszowski, Włoszczowski. 

— Woiwodschaft Ermland-Masuren 

Landkreise: Ełcki, Giżycki, Gołdapski, Olecki. 

— Woiwodschaft Großpolen 

Landkreise: Jarociński, Kaliski, Kalisz, Kępiński, Kolski, Koniński, Konin, Krotoszyński, Ostrzeszowski, 
Słupecki, Turecki, Wrzesiński.“
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ÜBEREINKÜNFTE 

RAT 

MITTEILUNG ÜBER DEN ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS DES STABILISIERUNGS- UND 
ASSOZIIERUNGSABKOMMENS ZWISCHEN DEN EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN UND 

IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS UND DER REPUBLIK ALBANIEN ANDERERSEITS 

Am 9. November 2006 bzw. am 26. Februar 2009 haben die Regierung der Republik Albanien und die 
Europäischen Gemeinschaften einander den Abschluss der Verfahren notifiziert, die für das Inkrafttreten des 
Abkommens ( 1 ) erforderlich sind. 

Gemäß Artikel 135 des Abkommens ist dieses somit am 1. April 2009 in Kraft getreten.
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( 1 ) ABl. L 107 vom 28.4.2009, S. 166.



BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 29/2009 der Kommission vom 16. Januar 2009 zur Festlegung der 
Anforderungen an Datalink-Dienste im einheitlichen europäischen Luftraum 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 13 vom 17. Januar 2009) 

1. Seite 11, Anhang I Teil A Absatz 1: 

Statt: „… Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a …“, 

muss es heißen: „… Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 …“; 

2. Seite 11, Anhang I Teil B Absatz 1: 

Statt: „… Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe b …“, 

muss es heißen: „… Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 …“.
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